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I.	EINFÜHRUNG����1.	Fragestellung����Das vorliegende Heft ist ein Beitrag zur grundsätzlichen Überlegung, ob die aus dem 19. Jahrhundert stammenden Kantonsstrukturen insbesondere hinsichtlich der Gebietsaufteilung den Anforderungen des 21. Jahrhunderts überhaupt noch entsprechen. Sollten unsere Staatsorgane, die eine bestimmte Gebietsaufteilung voraussetzen, mit anderen Worten nicht den neuen Aufgaben des Staates angepasst werden, damit sie auch kommende Bedürfnisse erfüllen können?

��Entsprechen unsere kantonale Gliederung und die territoriale Organisation unserer Institutionen den heutigen und zukünftigen Anforderungen?

��Das vorliegende Heft befasst sich weder mit den kantonalen Behörden noch dem Grossen Rat, dem Staatsrat oder den Justizbehörden, deren Arbeitsweise und Zusammensetzung bereits im Ideenheft Nr. 3 besprochen wurden.

����Zur Sprache kommen vielmehr die Begriffe Zentralisierung, Dekonzentration oder Dezentralisierung, Verwaltungsbezirke oder Gebietskörperschaften mit den entsprechenden Organen wie den Bezirken und Gemeinden. Wir möchten prüfen, ob diese Strukturen kohärent sind, um die Staatstätigkeit optimal zu gestalten.

����Im Verhältnis zu anderen Verfassungsbereichen verfügen die Kantone bei der Organisation - insbesondere bei der territorialen Gliederung - über sehr viel Handlungsspielraum oder Autonomie: Das Bundesrecht und insbesondere die Bundesverfassung schränken sie diesbezüglich kaum ein.��Bei der territorialen Gliederung verfügen die Kantone über sehr viel Handlungsspielraum.��2.	Die Beziehung zwischen Staat und Gemeinden: ein zentraler Punkt ��



��Die Diskussion um die territoriale Gliederung wirft zwangsläufig die Frage nach der zentralen politischen Rolle der Gemeinde, insbesondere nach ihrer Beziehung zum Kanton, auf. Zur Zeit beruhen die Beziehungen zwischen Staat und Gemeinden einerseits auf einer komplexen Kompetenzaufteilung, andererseits auf Rechten und Pflichten sowie Kompromissen und Konzessionen, die seit über einem Jahrhundert zur Entwicklung des Kantons beigetragen haben. Diese faktische Verknüpfung zwischen Staat und Gemeinden ist auch Ausdruck der Grundsätze der Autonomie und der Subsidiarität, denen im föderalistischen Gedankengut eine wichtige Stellung zukommt und auf die die Schweizer und Freiburger Bürgerinnen und Bürger gleichsam Wert legen. 

��Die Diskussion um die territoriale Gliederung wirft zwangsläufig die Frage nach der Beziehung zwischen Gemeinden und Kanton auf.��Die Gemeinden, die sich auf der untersten Stufe der Schweizer Staatshierarchie ansiedeln, bestanden bereits vor dem Bund und den Kantonen und sind die ältesten öffentlichrechtlichen Körperschaften der Schweiz. Sie sind sowohl landesweit als auch in unserem Kanton tief in der politischen Tradition verwurzelt.

��Die Gemeinde geniesst eine privilegierte Stellung innerhalb der Staatsorganisation.��Als kleinstes Glied der politischen Organisation spielt die Gemeinde eine ausgeprägt identitätsbildende Rolle: Aufgrund ihrer persönlichen Erlebnisse, ihres Ursprungs, der Nutzung der gebotenen Dienstleistungen sowie des Kontakts mit den Verwaltungsorganen am Gemeindeschalter fühlen sich zahlreiche Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Gemeinde verbunden.

��Die Gemeinde spielt nicht nur eine politische Rolle. Für zahlreiche Bürgerinnen und Bürger stellt sie auch die Schnittstelle zum öffentlichen Leben dar.

��Doch auch bewährte Strukturen sind nicht zeitlos und müssen von Zeit zu Zeit den neueren Entwicklungen angepasst werden. Die Komplexität zahlreicher Aufgaben, die traditionellerweise durch die Gemeinden wahrgenommen werden, und deren hohen Kosten legen unvermeidliche Anpassungen der Beziehungen zwischen Staat und Gemeinden nahe. Dieses Ideenheft soll einen Anstoss zu diesbezüglichen Überlegungen geben.

��

Trotz der unbestreitbaren Vorteile muss sich die territoriale Gliederung verändern, um sich den neuen Gegebenheiten anzupassen.��3.	Allgemeine Begriffe der Organisation����Die Prüfung der Gliederung eines Staates setzt die Kenntnis einiger Grundbegriffe voraus. Sie kommen auch in diesem Heft vor. Daher wollen wir sie einleitend kurz definieren.



Die Lehre geht im Allgemeinen von zwei Systemen aus: der zentralisierten Verwaltung und der dezentralisierten Verwaltung.  ��Es gibt zwei Systeme der Verwaltungsorganisation: Die zentralisierte Verwaltung und die dezentralisierte Verwaltung.����������Im Zusammenhang mit diesen beiden Systemen spricht man auch von der Delokalisierung oder der "(rein) geografischen Dezentralisierung".

����a)	Die zentralisierte Verwaltung ����Bei zentralisierten Verwaltungen umfasst die Zentralisierung sämtliche administrativen Aufgaben des Staates. Die Verwaltung ist dabei so organisiert, dass die Entscheidungsgewalt in den Händen eines einzigen Organs liegt, das hierarchisch aufgebaut ist.��Die Zentralisierung konzentriert sämtliche administrativen Aufgaben in den Händen des Staates.������Die absolute Zentralisierung wird in der Regel durch den Grundsatz der Dekonzentration gelockert. Man spricht bei einer Zentralverwaltung von Dekonzentration, wenn in den einzelnen geografischen Bezirken des Staatsgebietes Ämter mit eigenen Befugnissen eingerichtet werden.��Sie wird in der Regel durch den Grundsatz der Dekonzentration gelockert.��

Die Entscheidungsbefugnis wird dabei Dienststellen übertragen, die der Zentralgewalt untergeordnet sind. Sie unterstehen also der hierarchisch höher gestellten Behörde, doch können sie im Rahmen der erhaltenen Weisungen selbst Entscheidungen und Massnahmen treffen. Bei der Dekonzentration werden somit Vertretern der Zentralgewalt Befugnisse übertragen. Diese sind Teil der Zentralverwaltung und verfügen über keinerlei Autonomie hinsichtlich des Inhalts der Entscheidungen und Massnahmen.��

Dabei wird die Entscheidungsbefugnis an Dienststellen übertragen, die der Zentralgewalt untergeordnet sind.������Die Gebietseinheit, für welche die Dekonzentration der Verwaltung gilt, ist ein Verwaltungsbezirk.��������Die Dekonzentration kann zwei Formen annehmen:

����-	sie ist territorial, wenn sie durch einen Vertreter der Zentralverwaltung für alle administrativen Bereiche im gesamten Verwaltungsbezirk wahrgenommen wird, welcher grundsätzlich der Rechtspersönlichkeit entbehrt.

Beispiele: Bezirke und Oberamtmänner��Die Dekonzentration ist territorial, wenn sie sich auf alle administrativen Bereiche bezieht, und/oder funktionell, wenn sie sich auf  einen speziellen Bereich bezieht.��sie ist funktionell, wenn ein aus der Zentralverwaltung ausgegliedertes Verwaltungsorgan vor Ort für einen bestimmten Verwaltungszweig und von einer zentralen Dienststelle geleitet wird.

Beispiele: Schulinspektoren, Grundbücher, Staatskassen, Betreibungsämter usw.��������b)	Die Delokalisierung��������Die Delokalisierung ergibt sich meist aus einer Dekonzentration, da die Dekonzentration in der Regel dann zur Anwendung kommt, wenn das Gebiet eines Staats in mehrere geografische Bezirke mit Ämtern mit eigenen Befugnissen eingeteilt ist (vgl. I.3a, oben).��Die Delokalisierung ergibt sich meist aus einer territorialen und/oder funktionellen Dekonzentration oder einer territorialen Denzentralisierung��Sie kann sich auch aus einer Dezentralisierung ergeben (vgl. I.3.c, weiter unten), wobei dies nicht der Fall sein muss, wenn diese nur funktioneller Art ist.��������Die Delokalisierung ist unabhängig von der Aufgaben- und Kompetenzverteilung, die sich im Zuge der Dekonzentration oder administrativen Dezentralisierung der Verwaltung ergeben. Sie betrifft ausschliesslich den Standort oder die physische Präsenz der Verwaltungseinheiten sowie deren Verteilung auf das gesamte Staatsgebiet.��Die Delokalisierung betrifft einzig die physische Präsenz der Verwaltungseinheiten auf dem gesamten Staatsgebiet.��c)	Die dezentralisierte Verwaltung ��������Unter Dezentralisierung versteht man eine Organisationsform, bei der Verwaltungsaufgaben Organen ausserhalb der Zentralverwaltung übertragen werden, die über eine gewisse Autonomie verfügen, aber der Aufsicht der Zentralverwaltung unterstehen.

��Bei der Denzentralisierung wird die Ausübung der Verwaltungsaufgaben an Organe ausserhalb der Zentralverwaltung übertragen.��Es gibt zwei Formen der Dezentralisierung:

����	sie ist territorial, wenn sich eine Gebietskörperschaft selbst verwaltet. In diesem Sinne bedeutet Dezentralisierung eine Gebietskörperschaft mit eigenen Befugnissen��Die Dezentralisierung, ist territorial, wenn sie dahin geht, dass sich eine Gebietskörperschaft selbst verwaltet, und/oder funktionell, wenn sie sich auf��Die Merkmale der territorialen Dezentralisierung sind: obligatorische, öffentlichrechtliche juristische Rechtspersönlichkeit, Autonomie der Organe in der Verwaltungsorganisation, Aufsicht (im Gegensatz zur hierarchischen Kontrolle), Wahl der Organe und Zuweisung allgemeiner Befugnisse.

Beispiele: die Gemeinden

��die Tätigkeit autonomer Dienststellen bezieht��-	sie ist funktionell, wenn die Tätigkeit autonomer Dienststellen gemeint ist.����Die Merkmale der funktionellen Dezentralisierung sind: mögliche öffentlichrechtliche juristische Rechtspersönlichkeit, Autonomie der Organe in der Verwaltungsorganisation, Aufsicht, Ernennung der Organe und beschränkte Befugnis der öffentlichen Anstalten innerhalb ihres Fachgebiets.



Beispiele: Psychiatrisches Spital Marsens, Strafanstalten von Bellechasse und Landwirtschaftliches Institut Grangeneuve.��������Der Hauptunterschied zwischen der Dekonzentration und der Dezentralisierung ist also politisch bedingt und hängt vom Status der Organe ab, denen die Umverteilung der Zentralgewalt zugute kommt. 



Bei der Dekonzentration sind die Organe ein Instrument der Zentralgewalt, während sie bei der Dezentralisierung eine eigene Identität und mehr Autonomie aufweisen.��Der Hauptunterschied zwischen der Dekonzentration und der Dezentralisierung hängt vom Status der Organe ab, denen die Umverteilung der Zentralgewalt zugute kommt. 

��d)	Vor- und Nachteile der verschiedenen Systeme ����Nachdem wir die Begriffe der zentralisierten Verwaltung, der Delokalisierung sowie der dezentralisierten Verwaltung bestimmt haben, möchten wir prüfen, welche Vor- und Nachteile sie haben. ��������Es gilt zu beachten, dass die nachfolgende Einteilung in Vor- oder Nachteile relativ ist, da sie vom persönlichen Standpunkt eines jeden abhängt. ��������-	Zentralisierte Verwaltung����	Die Vor- und Nachteile dieses Systems ergeben sich hauptsächlich aus der hierarchischen Struktur der zentralisierten Verwaltung.��Das Hauptmerkmal der zentralisierten Verwaltung ist ihre hierarchische Struktur.����������Die Zentralisierung

��Die Zentralisierung��Vorteile:��Vorteile:������Da sich die Zentralgewalt in der Hand eines einzigen Organs befindet, ist die Verwaltungsführung einheitlicher.��Vereinheitlichung der Verwaltungsführung;��Infolge der Machtkonzentration verläuft die regionale Entwicklung ausgewogener.��Harmonisierung der regionalen Entwicklung��Durch die Machtkonzentration sollte die Verwaltungsführung unvoreingenommener erfolgen.��Unvoreingenommenheit������Nachteile:��Nachteile:������Entschieden wird an der Spitze der Hierarchie. Die Untergebenen verfügen nur über ausführende Kompetenzen.��nur ausführende Kompetenzen;��Wegen der grösseren Distanz zwischen der Zentralverwaltung und den Bürgern nehmen letztere die Entscheidungen möglicherweise gar nicht wahr oder bringen kein Verständnis dafür auf.��schlechte Aufnahme der Entscheidungen;��Restriktiv ausgelegt haben die Gebietskörperschaften bei der Zentralisierung überhaupt kein Rechtsleben. Der Staat entscheidet über alles bis in den hintersten Winkel des Staatsgebiets.��kein Rechtsleben für die Gebietskörperschaften;��Die alleinige Zentralgewalt kann wegen der zahlreichen Aufgaben, die sie wahrnehmen muss, leicht überlastet sein. Somit besteht das Risiko einer schleppenden Verwaltungsführung. ��Überlastung, Verschleppung������Die Dekonzentration ����Die Dekonzentration soll die Auswirkungen der Zentralisierung abschwächen, indem den lokalen Vertretern gewisse Befugnisse übertragen werden. Je grösser diese Befugnisse, desto stärker ist die Dekonzentration. So sind die Tätigkeiten der Zentralverwaltung ausgewogener. ��Die Dekonzentration soll die Auswirkungen der Zentralisierung abschwächen.��������������Vorteile:��Vorteile:������Durch die Dekonzentration erhalten die lokalen Vertreter der Zentralgewalt mehr Befugnisse, um letztere von bestimmten administrativen Arbeiten zu entlasten.��Entlastung der Zentralgewalt;��Dekonzentrierte Vertreter der Zentralverwaltung sorgen für mehr Bürgernähe; da sie der Zentralgewalt ein menschliches Gesicht verleihen, wird diese zugänglicher. ��sorgt für mehr Bürgernähe der Zentralverwaltung;��Lokal gefällte Entscheide kommen in der Regel besser an, wenn sie Personen vorbereitet werden, die in einem lokalen Rahmen handeln, und nicht von der Zentralgewalt, da diese sich besser einfühlen können.��lokale Entscheidungen werden besser aufgenommen;��Die hierarchische Kontrolle gewährleistet wie bei der Zentralisierung einen einheitlichen Ansatz bei der Verwaltungsführung.��Vereinheitlichung der Verwaltungsführung;��Der Bevölkerungs kann eine zügig arbeitende Verwaltung geboten werden.��zügige Verwaltung;��Die Verwaltung ist - zum Teil wegen der hierarchischen Kontrolle - grundsätzlich unvoreingenommen.��Unvoreingenommenheit.������Nachteile:��Nachteile:������Die Entscheidungen eines dekonzentrierten Vertreters werden immer unter der Kontrolle der höher gestellten Organe getroffen.��hierarchische Kontrolle der Entscheidungen;��Wegen der hierarchischen Kontrolle gehen die Interessen der Zentralgewalt den lokalen Interessen vor.��lokale Interessen geraten in den Hintergrund; ��Bei der Dekonzentration ist die Selbstverwaltung eines Verwaltungsbezirks nicht möglich.��keine Autonomie.����������Die Delokalisierung

Die Delokalisierung von Einheiten der Zentralverwaltung bringt eine grössere Bürgernähe. ��Die Delokalisierung bringt eine grössere Bürgernähe zur Zentralgewalt.��Vorteile:��Vorteile:������Durch die Delokalisierung können die Randgebiete und insbesondere ihre wirtschaftliche Entwicklung sowie die Verbindungen zwischen den Regionen und der Kantonsverwaltung besser berücksichtigt werden.��Berücksichtigung der Randgebiete;��Die Bedürfnisse und Mentalität der Region werden in der Verwaltung besser und konkreter wahrgenommen.��Betonung der regionalen Bedürfnisse und Mentalitäten;��Durch die Delokalisierung in ein Randgebiet kann die Beschäftigungslage in der entsprechenden Region verbessert werden, was auch Unternehmen aus der Privatwirtschaft anziehen kann.��mögliche Verbesserung der Beschäftigungslage der betreffenden Region;��Durch die Delokalisierung können die Ausgaben der öffentlichen Hand auf die Regionen verteilt werden.��Verteilung der Ausgaben der öffentlichen Hand;��Durch die Delokalisierung können die Mehrsprachigkeit und der Multikulturalismus innerhalb der Verwaltung gefördert werden.��fördert den Multikulturalismus;��Die Delokalisierung könnte zu Einsparungen bei der Liegenschaftsverwaltung des Staates führen.��ermöglicht eventuell Einsparungen.������Nachteile:��Nachteile:������Das Personal reagiert vor allem wegen dem längeren Arbeitsweg oft ablehnend auf eine Delokalisierung. Deshalb ist es wohl einfacher, eine neu geschaffene Dienststelle auszulagern als eine bestehende.��Schwierigkeit, bestehende Dienststellen auszulagern;��Dienststellen, die in engem Kontakt zum Staatsrat oder zu den Direktionen stehen, eignen sich weniger, um ausgelagert zu werden. Für eine Delokalisierung kommen also eher Anstalten, entsprechende Einheiten oder eine gesamte Direktion in Frage.��Dienststellen, die in engem Kontakt zum Staatsrat stehen, eignen sich weniger zur Auslagerung.����������Die heutigen Möglichkeiten in Sachen (Tele)-Kommunikation, insbesondere was die Vernetzung von Computern anbelangt, könnten die Delokalisierung bestimmter Dienststellen erleichtern.��������-	Dezentralisierte Verwaltung ����Das Hauptmerkmal einer dezentralisierten Verwaltung ist ihre Autonomie gegenüber der Zentralgewalt. Die Vor- und Nachteile dieses Systems ergeben sich aus dieser Autonomie, die durch das Gesetz geregelt wird.��Das Hauptmerkmal der dezentralisierten Verwaltung ist ihre Autonomie gegenüber der Zentralgewalt.������Vorteile:��Vorteile:������Dezentralisierung ist demokratischer als Dekonzentration, da die Mitglieder der Organe gewählt werden, während sie bei der Dekonzentration im Allgemeinen durch die Zentralgewalt ernannt werden.��die Verwaltungsorgane werden gewählt;��Im Gegensatz zum Verwaltungsbezirk verfügt die dezentralisierte Körperschaft über die juristische Rechtspersönlichkeit, so dass sie sich selbst verwalten kann.��die dezentralisierte Körperschaft kann sich selbst verwalten;��Mit der Dezentralisierung geht die Aufsichtsfunktion der Zentralgewalt einher. Die "Aufsichtsbehörde" kann dem dezentralisierten Organ im Rahmen der ihm zuerkannten Autonomie weder Weisungen erteilen, wie es die Verwaltung zu gestalten hat, noch kontrollieren, wie es seine Aufgabe wahrnimmt. Dezentralisierte Organe unterstehen daher keiner allzu strikten Kontrolle durch die Zentralgewalt.��die "Überwachungsinstanz" kann dem dezentralisierten Organ keine Weisungen bezüglich der Art und Weise seiner Verwaltungsführung geben;��Das dezentralisierte Organ kann im Rahmen seiner Autonomie rasch handeln, ohne Weisungen der Zentralverwaltung abwarten zu müssen.







��das dezentralisierte Organ kann rasch handeln.��Nachteile:��Nachteile:������Der Lebensstandard kann je nach den verfügbaren finanziellen Ressourcen von einer dezentralisierten Gebietskörperschaft zur anderen erheblich variieren. Nicht alle Gebietskörperschaften haben dieselben finanziellen Möglichkeiten.��Unterschiede im Lebensstandard zwischen den dezentralisierten Gebietskörperschaften;��Bei der Dezentralisierung können lokale Interessen über das Allgemeinwohl gestellt werden.��lokale Interessen können über das Allgemeinwohl gestellt werden;��Die Dezentralisierung kann zu Unterschieden und Disparitäten der Verwaltung führen.��Unterschiede zwischen den verschiedenen dezentralisierten Gebietskörperschaften.��

�e)	Übersicht 

Systeme�Die zentralisierte Verwaltung�Die dezentralisierte Verwaltung���Die Zentralisierung�Die Dekonzentration���Begriff�Konzentration der Entscheidungsgewalt in den Händen eines einzigen Organs (in diesem Fall des Staats) mit hierarchischem Aufbau. Das System wird durch den Grundsatz der Dekonzentration gelockert (siehe nebenstehend).�Die Machtausübung wird an Dienststellen übertragen, die der Zentralgewalt unterstellt sind, jedoch im Rahmen der erhaltenen Weisungen selbst Entscheidungen und Massnahmen treffen können.�Organisationsform, bei der Verwaltungsaufgaben Organen ausserhalb der Zentralgewalt übertragen werden, die über eine bestimmte Autonomie verfügen, jedoch der Aufsicht der Zentralgewalt unterstehen.��Territoriale Gliederung�Keine Verwaltungsbezirke. Alles ist "um" den Zentralstaat angeordnet.�Schaffung von Verwaltungsbezirken zur Wahrnehmung allgemeiner Aufgaben (territoriale Dekonzentration)

oder von spezifischen dekonzentrierten Dienststellen (funktionelle Dekonzentration), die eventuell auf das gesamte Staatsgebiet ausgelagert werden.�Die dezentralisierte Verwaltung ist in der Regel auch delokalisiert. Eine Ausnahme bildet der Fall der funktionellen Verwaltungsdezentralisierung.��Vorteile�Die Verwaltungsführung ist einheitlicher.

Die Machtkonzentration sollte für eine unvoreingenommenere Verwaltungsführung sorgen.

Erlaubt eine Harmonisierung der regionalen Entwicklung.�Erlaubt eine Entlastung der Zentralgewalt von bestimmten administrativen Arbeiten.

Dekonzentrierte Vertreter sorgen für mehr Bürgernähe.

Die hierarchische Kontrolle gewährleistet einen einheitlichen Ansatz bei der Verwaltungsführung.

Bietet der Bevölkerung eine zügige Verwaltung.

Die Verwaltung ist grundsätzlich unvoreingenommen.�Die Dezentralisierung ist demokratischer als die Dekonzentration und die Zentralisierung.

Die dezentralisierte Körperschaft verfügt über die zur Selbstverwaltung erforderliche Rechtspersönlichkeit.

Aufsichtsfunktion der Zentralgewalt.

Das dezentralisierte Organ kann rasch handeln.��Nachteile�Entschieden wird an der Spitze der Hierarchie; die Untergebenen verfügen nur über ausführende Kompetenzen.

Die Bürger nehmen die Entscheidungen möglicherweise gar nicht wahr oder bringen kein Verständnis dafür auf.

Der Staat entscheidet über alles, bis in den hintersten Winkel des Staatsgebiets.

Dies kann zu autoritären Systemen führen.

Die alleinige Zentralgewalt könnte schnell überlastet sein und birgt das Risiko einer schleppenden Verwaltungsführung.�Die Entscheidungen eines dekonzentrierten Vertreters werden immer unter der hierarchischen Kontrolle der Zentralgewalt getroffen.

Die Interessen der Zentralgewalt gehen den lokalen Interessen vor.

Erlaubt dem Verwaltungsbezirk keine Selbstverwaltung.�Der Lebensstandard kann von einer dezentralisierten Gebietskörperschaft zur anderen erheblich variieren.

Lokale Interessen können über das Allgemeinwohl gestellt werden.

Risiko des Entstehens von Unterschieden und Disparitäten in der Verwaltungsführung.��





Systeme�Die Delokalisierung�����Begriff�Die Delokalisierung ist unabhängig von der Aufgaben- und Kompetenzverteilung im Zuge der Dekonzentration oder der administrativen Dezentralisierung. Sie betrifft ausschliesslich den Standort oder die physische Präsenz der Verwaltungseinheiten und deren Verteilung auf das Staatsgebiet.��Vorteile�Erlaubt eine bessere Berücksichtigung der Randgebiete insbesondere hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Entwicklung sowie in Bezug auf die Verbindungen zwischen den Regionen und der Kantonsverwaltung.

Bedürfnisse und Mentalität der Regionen werden in der Verwaltung besser und konkreter wahrgenommen.

Durch die Delokalisierung in ein Randgebiet kann die Beschäftigungslage der entsprechenden Region verbessert werden.

Erlaubt eine besser Verteilung der Ausgaben der öffentlichen Hand auf die Regionen.

Kann die Mehrsprachigkeit und den Multikulturalismus innerhalb der Verwaltung fördern.

Könnte zu Einsparungen bei der Liegenschaftsverwaltung des Staates führen.��Nachteile�Das Personal reagiert oft ablehnend auf eine Delokalisierung.

Dienststellen, die in engem Kontakt zum Staatsrat stehen, eignen sich weniger für eine Delokalisierung.

Einheiten, die zahlreiche Kontakte mit der Öffentlichkeit haben, können nicht ausgelagert werden.��





Auch wenn es sich um theoretische Fragen handelt, können die Antworten darauf dem Verfassungsrat Aufschluss geben, wie viel Gewicht dem jeweiligen System bei der Festlegung der territorialen Strukturen beizumessen ist. ������������Daher die Fragen:��������Welches System ziehen Sie im Zuge der Neustrukturierung der Kantonsverwaltung vor?��Frage Nr. 1��a)	Ein zentralisiertes System?����b)	Ein dezentralisiertes System?��������Ist die rein geografische Dezentralisierung der kantonalen Strukturen wünschenswert? ��Frage Nr. 2��Wenn ja, soll dieser Grundsatz in der Verfassung verankert werden?��Frage Nr. 3��II.	DIE bestehenden KANTONalen STRUKTUREN: analyse und vorschläge����1.	Die gegenwärtigen Strukturen����Die Verfassung von 1857 gliedert das Kantonsgebiet in Verwaltungsbezirke, Wahlkreise und Gerichtsbezirke. Weiter bestimmt sie, dass nach Bedürfnis weitere Gebietseinteilungen errichtet werden können.

��Die Verfassung gliedert das Kantonsgebiet in Verwaltungsbezirke, Wahlkreise und Gerichtsbezirke.��Die geltende Verfassung bestätigt die Autonomie der Gemeinden, welche Gebietskörperschaft mit eigenen Befugnissen darstellen, und unterstellt sie der Oberaufsicht des Staates. Sie enthält jedoch keine ausdrücklichen Bestimmungen bezüglich der Garantie ihres Bestehens, ihrer Güter und ihres Gebiets. ��Hinsichtlich der Gemeinden garantiert sie ihre Autonomie und unterstellt sie der Oberaufsicht des Staates.����������Zur Zeit sind die Gebiete der Verwaltungsbezirke, der Wahlkreise (mit Ausnahme des Saanekreises, der in Saane-Land und Stadt Freiburg unterteilt ist) und der Gerichtsbezirke im Prinzip deckungsgleich. Dadurch sind in den Bezirken sowohl die Exekutive und die Judikative als auch - und in Funktion der Wahlkreise - die Legislative vertreten, was dazu beiträgt, den einzelnen Verwaltungsbezirken eine eigene Identität zu verleihen, und den Vorteil bietet, klare Verhältnisse zu schaffen, indem einer komplexen Verschachtelung der verschiedenen Gebietseinteilungen und somit auch der drei Gewalten vorgebeugt wird.

����Da sich die Aufgabenbereiche der Legislative, der Exekutive und der Judikative jedoch naturgemäss unterscheiden, wäre es von Interesse, jeder der drei Gewalten eine territoriale Organisation zuzugestehen, die den ihr übertragenen Aufgaben entspräche. Daraus folgt, dass die territoriale Gliederung für Verwaltungs-, Gerichts- und Wahlbelange nicht zwingend identisch sein muss.����2.	Die Verwaltungsbezirke����Die geltende Verfassung bestimmt insbesondere, dass das Staatsgebiet in Verwaltungsbezirke aufgeteilt ist. Das Gesetz vom 11. Februar 1988 über die Zahl und den Umfang der Verwaltungsbezirke legt ihre Zahl (sieben) und ihren Umfang fest, indem es die Gemeinden, die sie bilden, namentlich anführt. Kein anderer Rechtstext befasst sich direkt mit den Verwaltungsbezirken.��������Die Bezirke sind keine öffentlichrechtlichen Körperschaften. Somit entbehren sie der Rechtspersönlichkeit, die es einer öffentlichrechtlichen Körperschaft erlaubt, Verwaltungshandlungen gegenüber dem Bürger vorzunehmen, Steuern zu erheben und einen Teil der Staatsgewalt auszuüben. 



Auch die Mehrzahl der in den Bezirken etablierten Dienststellen entbehren der Rechtspersönlichkeit. Auch ist ihre Autonomie nur sehr relativ: Sie und ihre Organe werden vielmehr vom Staatsrat besetzt und unterstehen seiner Disziplinargewalt. 



Somit können die freiburgischen Bezirke als einfache Verwaltungsbezirke ohne echte rechtliche Stellung definiert werden, die dazu bestimmt sind, der dekonzentrierten Ausübung bestimmter Aufgaben der Zentralgewalt als Grundlage zu dienen.��Die Bezirke sind keine öffentlichrechtlichen Körperschaften.

















Sie sind einfache Verwaltungsbezirke ohne echte rechtliche Stellung, die dazu bestimmt sind, der dekonzentrierten Ausübung bestimmter Aufgaben der Zentralgewalt als Grundlage zu dienen.������Konkret sind sie einerseits Träger zahlreicher spezifischer Aufgaben des Staates, andererseits Träger der Aufgaben des Oberamtmanns.��Konkret sind sie Träger zahlreicher spezifischer Aufgaben des Staates sowie der Aufgaben des Oberamtmanns.��a)	Die Bezirke als Träger spezifischer staatlicher Aufgaben ����Im Kanton Freiburg wird ein Teil der Staatsgeschäfte über dekonzentrierte Stellen in den Bezirken wahrgenommen. Dabei handelt es sich u.a. um die Grundbuchämter, die Handelsregister, die Staatskassen, die Polizeistationen (bis zum 31.12.2001), die Forstkreise und die Bezirkskommissäre für Ackerbau. Ebenfalls zu erwähnen sind die Betreibungsämter.��Im Kanton Freiburg wird ein Teil der Staatsgeschäfte über dekonzentrierte Stellen in den Bezirken wahrgenommen. ������Im November 1998 ist eine Motion zur Zusammenlegung der Handelsregister der sieben Bezirke zu einem einzigen kantonalen Amt eingereicht worden. Sie ist am 11. Mai 1999 vom Grossen Rat ohne Gegenstimme angenommen worden. ��������Weiter sei darauf hingewiesen, dass die Bezirke selbst ebenfalls in verschiedene Gebiete unterteilt sein können.  Beispiel dieser Bezirksunterteilung sind - die Zivilstandskreise oder die Tierarztkreise, die Teilgebiete ihres Trägerbezirks darstellen. ��Die Bezirke selbst können ebenfalls in verschiedene Gebiete unterteilt sein.����������Bezüglich der Zivilstandsämter sei angemerkt, dass diese demnächst einer Restrukturation unterzogen werden, um insbesondere den neuen eidgenössischen Vorschriften zu ihrem Auslastungsgrad zu entsprechen. ������������Ebenfalls zu erwähnen ist die geplante Restrukturation des Polizeiwesens, das ab 1. Januar 2002 auf territorialer Ebene in drei Regionen gegliedert sein wird, nämlich in: ��������-	eine Region bestehend aus dem Saane- und dem Sensebezirk, ����-	eine Region bestehend aus dem Greyerz-, dem Glane- und dem Vivisbachbezirk,����-	eine Region bestehend aus dem See- und dem Broyebezirk.����b)	Die Bezirke als Träger der Aufgaben der Oberamtmänner ����Die Kantonsverfassung bestimmt, dass "der Staatsrat in jedem Bezirk einen vom Volke gewählten Oberamtmann zum Stellvertreter hat". Durch diese Regelung wird der Oberamtmann untrennbar mit seinem Bezirk verbunden und sein doppelter Verfassungsauftrag verankert:��Der Oberamtmann hat einen doppelten Verfassungsauftrag.����������1.	Es wird festgelegt, dass der Oberamtmann die Regierung vertritt, Weisungen von ihr annimmt und ihr Bericht erstattet. Als Mittelsperson, die innerhalb der Grenzen eines Territoriums handelt, nimmt er an der Gestaltung und Durchführung der Politik, teil, welche die wichtigsten Interessen des Staates und seiner Regionen betreffen, kurz an der Wahrnehmung der Aufgaben des Staatsrates als solchem, wie sie durch das Verfassungsrecht begründet und definiert werden.��Er vertritt die Regierung und leitet einen Teil der dekonzentrierten Verwaltung. ������2.	Daraus kann auch gefolgert werden, dass zu dieser politischen Rolle die Leitung eines Teils der dekonzentrierten Verwaltung im Bezirk kommt, ergänzend zu den externen Sonderdiensten der Direktionen des Staatsrats, die im Rahmen ihrer Befugnisse und besonderen Aufträge handeln.��������Die Verfassung überträgt dem Oberamtmann also sowohl Aufgaben politischer Natur als auch Vollzugs- und Verwaltungsaufgaben. Zur Ausübung dieses doppelten Verfassungsauftrags setzt die Kantonsverfassung den Oberamtmann ganz klar als Stellvertreter der Regierung ein. Das Gesetz über die Oberamtmänner von 1975 bestimmt diesbezüglich:��������-	Der Oberamtmann vertritt den Staatsrat und jede seiner Direktionen im Bezirk.����-	Der Staatsrat übt die Aufsicht und die Disziplinargewalt aus.����-	Er ist unmittelbar dem Staatsrat und seinen Direktionen unterstellt. Er untersteht verwaltungsmässig der Direktion, von der das Departement des Innern abhängt.����-	Er übt die Aufgaben und Befugnisse aus, die ihm durch die Gesetze und Reglement übertragen werden. Er führt die Befehle und Weisungen des Staatsrats und seiner Direktionen aus. ����-	Er übermittelt dem Staatsrat jährlich einen Bericht über seine Tätigkeit und die Lage in seinem Bezirk.������������Diesen Artikeln zufolge ist der Oberamtmann ein Vertreter der Zentralgewalt, der damit beauftragt ist, die Weisungen und Befehle des Staatsrats und dessen Direktionen auszuführen. Somit verfügt er formell über keinerlei Autonomie. Weiter sind seine Handlungen der strengen Aufsicht und der Disziplinargewalt der kantonalen Exekutive unterstellt. Unter diesem Aspekt betrachtet, erscheint die Institution des Oberamtmanns als ein typisches Element der administrativen Dekonzentration.��Von Gesetzes wegen ist der Oberamtmann ein Vertreter der Zentralgewalt, der damit beauftragt ist, die Weisungen und Befehle des Staatsrats und dessen Direktionen auszuführen.������Der Oberamtmann ist jedoch ein Stellvertreter der Regierung, der vom Volk gewählt wird. Dies im Gegensatz zu den meisten anderen dekonzentrierten Vertretern, die in der Regel von der höchsten Behörde eingesetzt werden.

��Im Gegensatz zu den anderen dekonzentrierten Vertretern wird er jedoch vom Volk gewählt.������Hinsichtlich der Aufgaben und Befugnisse, die dem Oberamtmann auf Gesetzes- und Reglementsstufe auferlegt werden, stehen eindeutig jene im Vordergrund, die in Zusammenhang mit der Aufsicht und der Unterstützung der Gemeinden stehen. Das Gesetz über die Oberamtmänner präzisiert, dass der Oberamtmann zur Entwicklung seines Bezirkes beiträgt und die regionale und interkommunale Zusammenarbeit veranlasst und fördert. Weiterhin bestimmt das Gesetz über die Gemeinden, dass die Oberamtmänner darüber wachen, dass die Gemeinden ihres Bezirks gut verwaltet werden, dass sie sie beraten und ihnen behilflich sind. Dasselbe Gesetz bezeichnet den Oberamtmann schliesslich als eines der Aufsichtsorgane der Gemeinden.��







Hinsichtlich der Aufgaben und Befugnisse des Oberamtmanns stehen eindeutig jene im Vordergrund, die in Zusammenhang mit der Aufsicht und der Unterstützung der Gemeinden stehen.

��Der Oberamtmann hat auch gerichtliche Aufgaben wahrzunehmen. Die Strafprozessordnung bestimmt ihn ausdrücklich zu einer Urteilsbehörde für bestimmte Geschäfte, die über die Spezialgesetzgebung in seine Kompetenz gelegt werden, und beauftragt ihn damit, bei auf Klage verfolgten Angelegenheiten die Funktion des Mittelsmanns zu übernehmen.����3.	Die Zukunft der Freiburger Bezirke: einige Denkanstösse ����Die Diskussion um die territorialen Strukturen bringt unvermeidbar das Problem der Verwaltungsbezirke auf den Tisch.��Das Problem der Verwaltungsbezirke sollte diskutiert werden.��a)	Ausgangslage����Seit einigen Jahren ist zu beobachten, dass die Verwaltungsbezirke sich nur noch schwer Gehör verschaffen können. Dies trifft insbesondere gegenüber einer Reihe von neuen, meist aus Gemeindeübereinkünften            oder -verbänden hervorgegangen Strukturen zu, da diese dank einer strafferen Organisation und einer besseren Zielgerichtetheit vergleichsweise effizienter vorgehen können.����Doch nicht nur die Konkurrenz dieser neuen Strukturen hat dazu geführt, dass der Begriff des Bezirks an Bedeutung und Gewicht verloren hat. Vielmehr scheint der Status der Bezirke den heutigen Anforderungen nicht mehr zu entsprechen.��Der Begriff des Bezirks hat heute an Bedeutung verloren.����������Was insbesondere die Organisation der Bezirke als Träger der Tätigkeit des Oberamtmanns betrifft, so hat der Wandel der Aufgaben des Oberamtmanns zugegebenermassen zu einigen Disparitäten geführt. 

��Der Wandel der Aufgaben des Oberamtmanns hat zu Disparitäten geführt.

��Das Gesetz über die Oberamtmänner und das Gesetz über die Gemeinden übertragen dem Oberamtmann eine Reihe von Aufgaben, die mit einer bestimmten Autonomie einhergehen (zum Beispiel in den Bereichen der Unterstützung und der Beratung der Gemeinden). Gleichzeitig bestimmt das Gesetz über die Gemeinden den Oberamtmann jedoch auch zur Aufsichtsperson über die Gemeinden. Bedenkt man dazu, dass die Oberamtmänner in der Praxis sehr oft auch Präsident der Gemeindeverbände sind, zu deren Gründung sie beitragen, ist leicht einzusehen, dass Inkompatibilitätsprobleme über kurz oder lang kaum vermieden werden können. Es versteht sich von selbst, dass sich die Oberamtmänner oft schwer tun, die Gemeinden, die sie beraten und mit denen sie im Rahmen der Verbände oft zu tun haben, gleichzeitig auch zu überwachen oder gar zur Ordnung zu rufen.

��Es fällt den Oberamtmännern oft schwer, die Gemeinden, die sie beraten und mit denen sie im Rahmen der Verbände oft zu tun haben, gleichzeitig auch zu überwachen oder gar zur Ordnung zu rufen.





��Weiter hat der Umstand, dass die Oberamtmänner durch die Wählerschaft der Bezirke gewählt werden (gemäss dem Grundsatz, dass das Volk an der Bestellung seiner Behörden beteiligt ist), diesen Verwaltungsgebieten und Einheiten der dekonzentrierten Verwaltung eine politische Dimension verliehen. Auch haben die Hilfs- und Beratungsfunktionen der Oberamtmänner zur Erhöhung ihres politischen Gewichts beigetragen. Schliesslich musste ihnen zur Erfüllung dieser Aufgabe in einem Bereich, der über ihre verwaltungstechnischen Funktionen hinausgeht, ein nicht unwesentlicher Freiraum zugestanden werden.��Die ursprünglich rein verwaltungstechnische Funktion des Oberamtmanns hat eine politische Dimension erhalten. Aufgrund dieser������

Diese Befugnisse haben dazu beigetragen, die Oberamtmänner zu Stellvertretern der Gemeinden ihres Bezirks zu machen. Von dem Moment an, da die Oberamtmänner zu einer politischen Instanz werden, wird jedoch der Rahmen ihrer Funktion als Stellvertreter in einem dekonzentrierten System gesprengt, wodurch sie sich gewissermassen der Disziplinargewalt der Zentralbehörde entziehen, was zu einer Reihe von Verzerrrungen führt.��Entwicklung sind die Oberamtmänner zu politischen Beamten geworden, was es ihnen erlaubt, sich der hierarchischen Kontrolle der Zentralgewalt zu entziehen und gewissermassen als "dezentralisierte Vertreter" zu fungieren.

������Diesbezüglich sagte der Bericht bezüglich der Revision des Gesetzes über die Oberamtmänner bereits 1974 das zwangsläufige Auftreten von Autoritäts- und Autonomieproblemen voraus. Unter anderem wurde darauf hingewiesen, dass der Staatsrat seine Autorität über die Oberamtmänner festigen müsse, was kein leichtes Unterfangen sei … aber dass es dem Oberamtmann selbst schwerfallen werde, seine Unabhängigkeit gegenüber den Bürgern und den Gemeinden des Bezirks sowie insbesondere auch der Partei, die ihn unterstützt hat, zu bewahren – schliesslich bewirke die Wahl durch das Volk einzig eine Verlagerung des Problems der politischen Zugehörigkeit und der daraus entstehenden Schwierigkeiten.

(Die Frage, ob die Oberamtmänner durch das Volk gewählt oder durch den Staatsrat ernannt werden sollen, wird in Heft Nr. 2 bezüglich der Ausübung der politischen Rechte gestellt. Es handelt sich um Frage Nr. 2d).��



Dies hat zu Verzerrungen geführt, da die Oberamtmänner die wichtigsten Behörden des dekonzentrierten Bezirks sind.������Somit scheint eine Effizienzerhöhung der Bezirksstrukturen in erster Linie über eine Neubestimmung der rechtlichen Stellung des Bezirks gehen zu müssen, was jedoch zwangsläufig mit einer Veränderung der Verwaltung verbunden wäre. Und da jede organisationstechnische Änderung bezüglich der einen Instanz unvermeidbar Auswirkungen auf die andere hat, ist die Zukunft der Freiburger Bezirke zumindest teilweise mit der Zukunft der Oberamtmänner verknüpft.��Eine Effizienzerhöhung der Bezirksstrukturen müsste über eine Neubestimmung der rechtlichen Stellung des Bezirks gehen, was jedoch mit einer Veränderung der Verwaltung verbunden wäre. ������Diese erste Überlegung regt dazu an, über eine etwaige Institutionalisierung der Bezirke, das heisst über ihre Umwandlung zu dezentralisierten Verwaltungsorganen, nachzudenken, ein Prozess, der die Auflösung der Bezirke in ihrer gegenwärtigen Form zur Folge haben könnte.

��������Unabhängig davon ist es offensichtlich, dass sich die "Konkurrenzstrukturen" oft über die geografischen Grenzen der Bezirke hinwegsetzen, was unweigerlich die Frage aufbringt, ob diese nicht ganz einfach "überholt" sind. Deshalb ist noch vor der Diskussion um die Existenz der Bezirke die Frage zu beantworten, ob deren Einteilung bzw. deren Zahl im aktuellen System der dekonzentrierten Verwaltung überhaupt noch auf Faktoren beruhen, die eine Effizienzoptimierung zulassen. 

��Noch vor der Diskussion um die Existenz der Bezirke ist die Frage nach ihrer Einteilung bzw. ihrer Zahl zu beantworten. ��b)	Die Einteilung der Bezirke ����Die verwaltungstechnische Einteilung des Kantonsgebiets in sieben Bezirke wurde 1848 beschlossen.

Bei der letzten Totalrevision der Verfassung wurde dem Problem der Gebietseinteilung kein grosses Interesse zuteil. Es schien zu jenem Zeitpunkt keine triftigen Gründe zu geben, ein System, an das sich die Bevölkerung gewöhnt hatte, zu verändern. ������������Die geltende Bezirkseinteilung beruht auf politischen, geschichtlichen, soziologischen, sprachlichen und geografischen Faktoren, die vor 150 Jahren aktuell waren. Angesichts der heutigen Notwendigkeit zur Rationalisierung und Vereinfachung des Verwaltungsapparats scheint sich deshalb die Frage der (neuen) Ziehung ihrer Grenzen geradezu aufzudrängen – trotz der Verbundenheit der Bevölkerung mit ihren "Bezirken".��Die geltende Bezirkseinteilung beruht auf politischen, geschichtlichen, soziologischen, sprachlichen und geografischen Faktoren, die vor 150 Jahren aktuell waren.������Natürlich kommt es immer noch vor, dass bei der Gründung von Gemeindeverbänden zur Wahrnehmung besonders aufwendiger Aufgaben, wie zum Beispiel der Betrieb von Bezirksspitälern (siehe nachfolgende Anmerkung) oder der Orientierungsschule, die Zugehörigkeit zu ein und demselben Bezirk als Kriterium verwendet wird.��������Tatsache ist jedoch, dass die Gemeinden sehr oft auch andere Aufgaben, die vielleicht weniger aufwendig sind, jedoch die Grenzen des Bezirks überschreiten, durch den Abschluss von Übereinkünften oder die Gründung von Verbänden gemeinsam angehen. Dazu gehören zum Beispiel Aufgaben in den Bereichen Zivilschutzorganisation, Abwasserklärung, Sozialdienste, Altersheime, Sportbauten, regionale Verkehrsverbünde, Heimpflege und Familienhilfe oder Förderung kultureller Aktivitäten. In diesen Fällen erfolgen die Zusammenschlüsse zwischen Gemeinden, die sich geografisch nahe sind oder zum Beispiel denselben kulturellen oder sprachlichen Hintergrund haben. Dabei kommt es natürlich oft vor, dass auch Gemeinden, die durch eine Bezirksgrenze getrennt sind, die gefragten Gemeinsamkeiten aufweisen. So setzt sich das Gebiet der gegründeten Verbände oft über die Bezirksgrenzen hinweg, was zur Folge hat, dass ihre Strukturen automatisch mit den staatlichen Verwaltungsbezirken in Konkurrenz treten.��Das Gebiet der von den Gemeinden gegründeten Verbände geht oft über die Bezirksgrenzen hinweg, was zur Folge hat, dass ihre Strukturen automatisch mit den staatlichen Verwaltungsbezirken in Konkurrenz treten.

����������Hinsichtlich des Betriebs der "traditionellen" Bezirksspitäler sind die Gemeindedelegierten des Glane-, des Vivisbach- und des Greyerzbezirks dabei, ein Spital für das Gebiet des südlichen Kantonsteils zu schaffen. Dieses soll als Netzwerk mit Einheiten in den Spitälern von Riaz, Billens und Châtel-Saint-Denis ausgelegt werden und die Aufrechterhaltung eines effizienten Spitalangebots im südlichen          Kantonsteils mit zumutbaren Anfahrtswegen gewährleisten. ������������Daher die Frage:��������Soll eine Neueinteilung der Bezirke vorgenommen werden?��Frage Nr. 4������c)	Die Reduktion der Zahl der Bezirke����Anlässlich einer (neuen) Bezirkseinteilung könnte versucht werden, die Effizienz der Strukturen durch eine Konzentration zu erhöhen. In der Tat ist es fraglich, ob es heute noch angezeigt ist, auf einem so kleinen Gebiet wie dem des Kantons Freiburg sieben Bezirke aufrecht zu erhalten. Die geringe Einwohnerzahl bestimmter Bezirke legt nahe, dass es durchaus möglich, wenn nicht sogar empfehlenswert wäre, bestimmte Bezirke zusammenzulegen, um drei oder vielleicht vier neue Bezirke zu schaffen, von denen jeder mindestens vierzig- bis fünfzigtausend Einwohner zählte. ��Es ist fraglich, ob es heute noch angezeigt ist, auf einem so kleinen Gebiet wie dem des Kantons Freiburg sieben Bezirke aufrecht zu erhalten.������Damit diese Neueinteilung optimal ausfallen würde, müsste der Schwerpunkt auf die Faktoren gelegt werden, die ihre Identität ausmachen.������������Eine solche Aufteilung könnte z.B. folgendermassen aussehen:��������1.	Mit Schwerpunkt auf den geografischen und wirtschaftlichen Faktoren wäre es möglich, das Kantonsgebiet in drei Bezirke zu unterteilen, wie dies für das Polizeiwesen beschlossen worden ist, nämlich in:��������-	einen Bezirk mit dem Saane- und dem Sensebezirk; ����-	einen Bezirk mit dem Greyerz-, dem Glane- und dem Vivisbachbezirk;����-	einen Bezirk mit dem See- und dem Broyebezirk.������������2.	Mit Schwerpunkt auf den kulturellen und geografischen Faktoren könnten vier freiburgische Bezirke geschaffen werden:��������-	ein Südbezirk mit der Mehrheit der Gemeinden des Greyerzbezirks, des Vivisbachbezirks und des Glanebezirks;����-	ein Seebezirk mit der Mehrheit der Gemeinden des Broye- und des Seebezirks;����-	ein Zentralbezirk mit den Gemeinden des Saanebezirks und einigen Gemeinden vom Fusse des Gibloux;����-	ein Sensebezirk mit den Sensegemeinden und einigen Gemeinden des heutigen Seebezirks. ������������Daher die Fragen:��������Soll eine Reduzierung der Zahl der Bezirke erwogen werden?��Frage Nr. 5������Wäre es angebracht:

��Frage Nr. 6��a)	die Zahl der Bezirke in der Verfassung festzulegen?����b)	die grundlegenden Kriterien zur Festlegung der Bezirksgebiete in der Verfassung festzuhalten?����d)	Die Auflösung der Bezirke ����Die Möglichkeit der Auflösung der Bezirke in ihrer heutigen Form ist weiter oben besprochen worden (vgl. II,3.a). Ein solcher Schritt könnte sich insbesondere durch ihre mangelnde Effizienz rechtfertigen.

Für den Fall, dass die Verwaltungsbezirke aufgelöst werden, stellt sich die Frage, an wen die gegenwärtig von den Oberamtmännern wahrgenommenen Aufgaben zu übertragen wären.



Es bieten sich drei Lösungen an. In Frage kämen:��Für den Fall, dass die Verwaltungsbezirke aufgelöst würden, müssten die Aufgaben der Oberamtmänner auf die Zentralverwaltung, die Gemeinden oder auf neue öffentlichrechtliche Körperschaften übertragen werden.������-	die Zentralverwaltung ����-	die Gemeinden����-	neue öffentlichrechtliche Körperschaften mit eigenen Befugnissen in der Form von "institutionalisierten Bezirken" oder Regionen (vgl. Kapitel IV).������������Verteilung der Aufgaben des Oberamtmanns innerhalb der Zentralverwaltung.����Durch die Übertragung bestimmter Aufgaben des Oberamtmanns auf die Zentralverwaltung würde sich das kantonale Verwaltungssystem dem Modell der Zentralisierung nähern.��������Dieses System könnte durch die Delokalisierung der neu geschaffenen kantonalen Dienststellen gelockert werden, wie dies zum Beispiel dem Grossen Rat für den Standort des zukünftigen kantonalen Handelsregisters vorgeschlagen wurde. So könnten diese neuen Verwaltungszentren in regionalen Entwicklungspolen, wie Freiburg, Châtel-St-Denis, Romont, Estavayer-le-Lac, Tafers, Düdingen, Murten und Bulle, angesiedelt werden.

��So könnten neue Verwaltungszentren in regionalen Entwicklungspolen geschaffen werden.��Insbesondere die Aufgaben bezüglich der regionalen Förderung und Unterstützung der interkommunalen Zusammenarbeit könnten an eine kantonale Dienststelle mit Standort in einer der Städte des Kantons übertragen werden. Diese kantonale Stelle wäre bei der Ausübung ihrer Aufgaben nicht durch Bezirksgrenzen behindert und hätte folglich den zur Harmonisierung der regionalen Entwicklung erforderlichen Gesamtüberblick. Ferner könnte sie auch als Bindeglied zwischen den Gemeinden und der Zentralverwaltung dienen.��������Um die fehlende lokale Präsenz eines Stellvertreters des Staatsrates zu kompensieren, könnten ferner die bestehenden staatlichen Dienststellen einer weiteren Delokalisierung unterzogen werden.����Dadurch könnte einerseits ein mehr oder weniger enger Kontakt zwischen der Bevölkerung und dem Zentralstaat gewährleistet, andererseits der Nachteil der Konzentration der gesamten Kantonsverwaltung in der Kantonshauptstadt wenigstens teilweise aufgewogen werden. ��Die bestehenden staatlichen Dienststellen könnten einer weiteren Delokalisierung unterzogen werden.����������Verteilung der Aufgaben des Oberamtmanns auf die Gemeinden��������Eine Reihe der Oberamtmannfunktionen, wie die Erteilung von Baubewilligungen in der Bauzone, könnten direkt von den betroffenen Gebietskörperschaften wahrgenommen werden. 

����Der Vorteil dieser Lösung läge darin, dass die Befugnisse der lokalen Körperschaften gerade in den spezifischen Bereichen erweitert würden, in denen die lokalen Besonderheiten am stärksten ins Gewicht fallen. Da eine Reihe der Entscheidungen dadurch auf lokaler Ebene gefällt würde, würde das Fehlen eines "lokalen" Stellvertreters des Zentralstaats nicht mehr als Mangel empfunden.

����Es gilt jedoch zu beachten, dass diese Lösung nur dann umgesetzt werden kann, wenn die Zahl der Gemeinden des Kantons wesentlich gesenkt wird.������������Ganz allgemein gilt, dass die Auflösung der Bezirke eine wesentliche Rationalisierung des Verwaltungsapparates erlauben und das Fällen von schnellen Entscheiden fördern würde. Dennoch ist anzunehmen, dass bestimmte Aufgaben des Oberamtmanns aufgrund der geringen   Grösse vieler Gemeinden und folglich der Knappheit ihrer Mittel durch die lokalen Körperschaften nicht zur vollen Zufriedenheit der Bürger erledigt werden könnten und diese Aufgaben schliesslich an Dienststellen der Zentralverwaltung übertragen werden müssten, wenn es den Gemeinden nicht gelänge, die erforderlichen Mittel durch einen Gemeindezusammenschluss zusammenzubringen. ��Die Auflösung der Bezirke würde eine wesentliche Rationalisierung des Verwaltungsapparates erlauben und das Fällen von schnellen Entscheiden fördern.



Damit die Aufgaben der Oberamtmänner an die Gemeinden übertragen werden können, müssen diese über die erforderlichen Mittel verfügen. ��Verteilung der Aufgaben des Oberamtmanns auf "institutionalisierte Bezirke"

����Eine weitere Lösung bestünde darin, die gegenwärtigen Bezirke zu Organen der dezentralisierten Verwaltung umzufunktionieren. Diese institutionalisierten Bezirke würden mit einer Rechtspersönlichkeit, mit Organen und autonomen Räten mit Entscheidungsbefugnis versehen werden. Sie hätten einen Ermessensfreiraum bezüglich ihrer Ressourcen und Ausgaben, könnten jedoch keine Steuern erheben. Indem die Bezirke als echte Gebietskörperschaften eine weiterer Stufe zwischen den Gemeinden und dem Staat bilden würden, ergäbe dies konkret eine weitere Fraktionierung der Autorität. Ihre Organe wären nicht mehr Stellvertreter des Staatsrats, sondern vielmehr des Bezirks.��Eine Institutionalisierung der gegenwärtigen Verwaltungsbezirke ohne Änderung des Status der Gemeinden ergäbe eine weitere Fraktionierung der Autorität.������Dies ist jedoch offenbar nur eine Scheinlösung. Die Erwähnung einer neuen Fraktionierung der Regierungsgewalt ruft im Allgemeinen ablehnende Reaktionen hervor. Gerechtfertigt werden diese meist durch die Schwerfälligkeit und Kosten eines solchen Apparates, welche nicht durch zumindest vergleichbare Erleichterung wettgemacht würden. Ferner wäre es auch schwierig, die reelle Autonomie des institutionalisierten Bezirks zu definieren, da dieser zwischen dem Staat, dem nicht unbedingt daran gelegen wäre, einen Teil seiner Vorrechte aufzugeben, und den Gemeinden, die an ihrem Rest an kommunaler Autonomie festhalten würden, "eingekeilt" wäre.��Es wäre schwierig, die reelle Autonomie des institutionaliserten Bezirks zu definieren, da dieser zwischen Staat und Gemeinden eingekeilt wäre.������An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass die gegenwärtigen Bezirke keine zusätzliche Verwaltungsstufe zwischen dem Zentralstaat und den Gemeinden bilden, da sie als einfache "Träger" der Aufgaben der Zentralverwaltung fungieren. So betrachtet ist die dekonzentrierte Verwaltung eine vorteilhafte Lösung, da sie es erlauben würde, das Gewicht der Zentralverwaltung wenigstens teilweise aufzuwiegen.������������Die Schaffung grosser dezentralisierter Körperschaften würde es jedoch erlauben, dem Gebiet, das sie vertreten, ein bestimmtes Gewicht zu verleihen, und zwar sowohl auf kantonaler als auch auf interkantonaler Ebene, ja - im Falle eines EU-Beitritts der Schweiz - vielleicht sogar auf internationaler Ebene. So verfügten diese Gebietskörperschaften mit eigenen Befugnissen einerseits über die Möglichkeit, sich Gehör zu verschaffen, und andererseits über die Mittel, ihre Vorhaben zu verwirklichen. Eine Alternative könnte das unter Ziffer IV erläuterte Konzept der Region sein.��Über die Schaffung grosser dezentralisierter Körperschaften könnte jedoch dem Gebiet, das sie vertreten, ein bestimmtes Gewicht verliehen werden.����������Daher die Fragen:��������Sind Sie der Meinung, dass die Bezirke, also die dekonzentrierten Verwaltungseinheiten, aufgelöst werden könnten?��Frage Nr. 7������Sind Sie der Meinung, dass die Bezirke als Zwischenstufe zwischen der Zentralverwaltung und den Gemeinden zu öffentlichrechtlichen Körperschaften werden könnten?��Frage Nr. 8��4.	Die anderen Gebietseinteilungen����Die Wahlkreise und Gerichtsbezirke sind für die Wahl der Legislative bzw. die Ausübung der richterlichen Gewalt von Bedeutung. Sie müssen somit nicht auf der Grundlage der theoretischen Systeme der Verwaltungsorganisation angelegt sein. Dennoch geben die allgemeinen Grundzüge, die aus diesen Systemen hervorgehen, nützliche Anhaltspunkte bezüglich der Neudefinierung ihrer territorialen Struktur.����a)	Die Wahlkreise����Die repräsentative Demokratie erlaubt es dem Souverän, seine Regierungsgewalt über seine Abgeordneten im     Grossen Rat auszuüben. Im Grossen Rat müssen nicht nur Vertreter möglichst vieler Denkrichtungen (Parteien), sondern auch sämtlicher Kantonsregionen vertreten sein, eine Bedingung, welche die Einteilung des Kantonsgebiets in Wahlkreise erfordert hat. Die Mitglieder des    Grossen Rats von Freiburg werden nach dem Proporzsystem gewählt. Ziel dieses Systems ist die Gewährleistung, dass die Sitze im Verhältnis zu den von den Wählern abgegebenen Stimmen, d.h. in Abhängigkeit der vorhandenen Wahlkräfte, aufgeteilt werden (vgl. 4.2 Heft Nr. 2).��Das Kantonsgebiet ist in Wahlkreise unterteilt, damit sämtliche Kantonsregionen und möglichst viele        Denkrichtungen im Parlament vertreten sind.��������������-	Historischer Rückblick und Kritik an den gegenwärtigen Wahlkreisen����Die Aufgliederung des Gebiets in Wahlkreise wurde am 27. November 1847 entschieden. Die provisorische Regierung hatte damals sechs Wahlkreise geschaffen: den   Berg-, den Glane-, den Saane-, den Broye-, den See- und den Sensewahlkreis. In der Folge entschied der Grosse Rat über das Wahlgesetz vom 22. Mai 1861 über die Ernennung der Abgeordneten, den Kanton in sieben Wahlbezirke aufzugliedern, wobei der Vivisbachkreis gegründet und der Bergkreis zum Greyerzkreis umgewandelt wurde.��Im Jahre 1847 zählte der Kanton sechs Wahlkreise.





Im Jahre 1861 wurde der Kanton in sieben Wahlkreise unterteilt, indem der Bergkreis zweigeteilt wurde.������Für die Grossratswahlen von 1950 wurde der Saanekreis in zwei Wahlkreise aufgeteilt (Stadt Freiburg und Saane-Land). Grund dafür war, dass das Saane-Land infolge von Bevölkerungsverschiebungen nicht mehr in der Lage war, die Anzahl Grossräte wählen zu lassen, auf die es Anrecht zu haben glaubte. Im Jahre 1990 wurde auf legislativem Weg entschieden, die Verteilung der Sitze auf die Wahlkreise vor jeder Gesamterneuerung des Grossen Rates neu zu prüfen.��Der Saanekreis wurde 1950 zweigeteilt.������Trotz dieser Korrekturmassnahmen auf Ebene der "regionalen" Repräsentation stellt die Vertretung der Unterregionen im Grossen Rat noch immer ein Problem dar. So kommt es oft vor, dass bedeutende, jedoch weniger bevölkerungsstarke Unterregionen beim Ersatz ihrer ausscheidenden Grossräte nicht mehr vertreten sind. Dabei handelt es sich oft um Grossräte, die auf dem Land wohnen und die, bis auf wenige Ausnahmen, durch Kandidaten aus stärker besiedelten Unterregionen, das heisst aus städtischen oder stadtnahen Gebieten, ersetzt werden.��





Trotz dieser Korrekturmassnahmen auf Ebene der "regionalen" Repräsentation stellt die Vertretung der Unterregionen im Grossen Rat noch immer ein Problem dar.����������-	Eine Erhöhung der Zahl der Wahlkreise?����Angesichts dieses Ungleichgewichts hatte ein Abgeordneter 1987 eine Motion eingebracht, die eine gerechtere Verteilung der Grossratsmandate zwischen den ländlichen und städtischen Gebieten forderte. Erreicht werden sollte dies durch die Zuteilung eines sogenannten "festen Grossratssitzes" für jede Region, wobei vorgeschlagen wurde, sich geografisch auf die Gebietseinteilung in (29) Friedensgerichtskreise zu stützen. Die Antwort des Staatsrats lautet im Wesentlichen, dass die Einführung von Unterteilungen der Wahlkreise nicht im Sinne des Verfassungsgebers sei, der einzig Wahlkreise vorsah. Aus diesem Grunde würde die Annahme der Vorschläge der Motion bedingen, dass noch vor dem Gesetz über die Ausübung der politischen Rechte die Verfassung geändert würde. Die Motion wurde schliesslich abgelehnt.��Zur Korrektur dieses Ungleichgewichts schlug ein Abgeordneter 1987 vor, die Wahlkreise weiter zu unterteilen und jeder Unterregion einen "festen Grossratssitz" zuzuteilen. ������Die konkrete Anwendung der Demokratie setzt voraus, dass jede Region und Unterregion so weit möglich vertreten ist. Somit ist das von der Motion angesprochene Problem mit einem Demokratiedefizit verbunden und könnte die Stabilität des Staates in Frage stellen.��������Zur Lösung dieses Problems könnten Wahlkreise geschaffen werden, die sämtliche kantonalen Unterregionen berücksichtigen. Auf diese Weise könnten Teilgebieten wie dem Jaunbachtal, dem Intyamon oder dem Gibloux zumindest bei den Grossratswahlen ein Vertreter zugesichert werden. Die Abgrenzung dieser Wahlkreise könnte durch Gemeindezusammenschlüsse erheblich erleichtert werden. Die Fusion von Gemeinden mit gemeinsamen Interessen würde es erlauben, die kantonalen Unterregionen auf völlig natürliche Weise festzulegen.



Die Einführung dieses Systems wäre allerdings mit einer wesentlichen Erhöhung der Anzahl Wahlkreise verbunden. ��















Die Einführung dieses Systems wäre mit einer Erhöhung der Anzahl Wahlkreise verbunden. ������Es sei darauf hingewiesen, dass das Problem der Neubestimmung der Wahlkreise nur die Wahl der kantonalen Legislative, nicht jedoch die des Oberamtmanns betrifft. Dieser wird (nach dem Majorzsystem) durch die Wahlversammlung seines Bezirks gewählt. ��������Die möglichen Auswirkungen einer Erhöhung der Zahl der Wahlkreise auf das Proporzsystem����Das Wahlsystem des Proporz fördert das Mehrparteiensystem. Dies ist jedoch nur dann der Fall, wenn mehr oder weniger bevölkerungsstarke Wahlkreise einer bestimmten Grösse vorhanden sind. Tatsächlich beruht der Mechanismus des proportionalen Wahlmodus zum Teil auf der Einwohnerzahl der Wahlkreise, da diese die Anzahl Grossratssitze bestimmt, die dem besagten Kreis zusteht. Daraus folgt, dass kleine politische Gruppierungen nur in den Wahlkreisen eine Chance auf einen Sitz haben, die Anspruch auf eine mehr oder weniger hohe Anzahl Sitze im Kantonsparlament erheben können.��



Es darf nicht vergessen werden, dass die Erhöhung der Anzahl Wahlkreise eine Verfälschung des Proporzsystems zur Folge haben könnte.������Somit müsste jeder der neu geschaffenen Wahlkreise die Wahl von mindestens 4 bis 5 Abgeordneten erlauben, um das vom gegenwärtigen Proporzsysten angestrebte Resultat aufrechtzuerhalten. Läge die Zahl der zu wählenden Parlamentarier in einigen Kreisen unter dieser Zahl, würde das Proporzsystem unweigerlich in Richtung Majorzsystem abgleiten. 



Aufgrund dieser Ausführungen sowie der Tatsache, dass die Anzahl Grossräte heute 130 beträgt, sollte die Anzahl Wahlkreise nicht über 20 oder höchstens 25 Wahlkreisen liegen, eine Zahl, die noch nach unten zu korrigieren wäre, falls die Gesamtzahl der Abgeordneten gesenkt würde (vgl. auch B.1, S. 7-15, Heft Nr. 3A).��Soll das Proporzsystems nicht ausgehöhlt werden, dürften nicht mehr als 20 oder 25 Wahlkreise bestehen.����������Daher die Frage:��������Soll die Zahl der Wahlkreise erhöht werden, um jeder Unterregion zumindest einen "festen Grossratssitz" garantieren zu können?��Frage Nr. 9��b)	Die Gerichtsbezirke����Die richterliche Gewalt wird von "sämtlichen Behörden, die mit der Rechtspflege im Kanton betraut sind", wahrgenommen. Die Rechtspflege wird durch die von der Verfassung und dem Gesetz anerkannten Gerichte ausgeübt.��������Für die "territoriale" Ausübung der Justiz (in Zivil- und Strafsachen) musste das Kantonsgebiet in Gerichtsbezirke gegliedert werden. Diese Bezirke decken sich in Umfang und Zahl mit den gegenwärtigen Verwaltungsbezirken. Somit gibt es insgesamt sieben Gerichtsbezirke.��Für die "territoriale" Ausübung der Justiz  musste das Kantonsgebiet in Gerichtsbezirke gegliedert werden.������Die territorialen Instanzen ermöglichen eine dezentralisierte Rechtspflege.����������������-	Die gegenwärtige Lage����Alle sieben Gerichtsbezirke verfügen über ein eigenes Bezirksgericht, das sowohl in Zivil- als auch in Strafsachen entscheidet. Zur Behandlung bestimmter zivilrechtlicher Angelegenheiten ist jeder Gerichtsbezirk in Friedensgerichtskreise unterteilt. Zur Zeit zählt der Kanton 29 Friedensgerichtskreise.��Für die Mehrzahl der Zivil- und Strafsachen existieren sieben Gerichtsbezirke.������Die bisherigen Bezirkszuständigkeiten für die Strafuntersuchung sind vor kurzem aufgehoben worden, und die Kompetenz des Wirtschaftsstrafgerichts erstreckt sich schon heute auf das ganze Kantonsgebiet. Dasselbe trifft auch auf die Jugendstrafkammer sowie die Verwaltungsgerichtsbarkeit zu (vgl. auch 1.3, S. 7-9, Heft 3D).��Für die Strafuntersuchung, die Jugendstrafkammer und die Verwaltungsgerichts-barkeit gibt es nur noch einen Gerichtsbezirk.������Es wäre noch verfrüht, das für die Strafuntersuchung und Rechtspflege gewählte System der Auflösung der Gerichtsbezirke als ideal zu bezeichnen. Dennoch sollte man sich überlegen, ob die "Lokalpräsenz" der zivil- und strafrechtlichen Bezirksgerichte zur Rechtspflege im aktuellen Umfeld überhaupt noch erforderlich ist.��Man sollte sich überlegen, ob die "Lokalpräsenz" der zivil- und strafrechtlichen Bezirksgerichte zur Rechtspflege überhaupt noch erforderlich ist.����������-	Ein einziger Gerichtsbezirk����Die Bildung eines einzigen, das gesamte Kantonsgebiet umfassenden Gerichtsbezirks für sämtliche Zivil- und Strafsachen würde das Ende der dezentralisierten Ausübung der Justiz bedeuten.

����Dies würde die Schaffung eines (Mega-)Gerichts mit zwei Sprachsektionen erlauben, von denen jede sämtliche Subdivisionen und Behörden der heutigen Bezirksgerichte umfassen würde. Die Aufteilung der Rechtssachen zwischen den Richtern würde nach Prozesssprache und Wesen der Angelegenheit erfolgen.

��Ein einziger Gerichtsbezirk würde bereits auf erster Instanz für eine Vereinheitlichung der Gerichtspraxis sorgen.



��Dieses System böte den Vorteil, bereits auf erstinstanzlicher Ebene eine Vereinheitlichung der Gerichtspraxis zu erreichen, eine Rolle die heute dem Kantonsgericht als Rekursinstanz zukommt. Das Kantonsgericht könnte unter Umständen etwas entlastet werden, indem ein grosser Teil der Zivil- und Strafsachen, über die es (erneut) zu befinden hat, wegfallen würden. Ferner würde diese Lösung Einsparungen erlauben.



Durch das Wegfallen der lokalen erstinstanzlichen Gerichte würde jedoch riskiert, dass bestimmte "lokale" Umstände, die zur Beurteilung zahlreicher Streitsachen von grosser Wichtigkeit sind, ignoriert werden. ��

Durch das Wegfallen der lokalen erstinstanzlichen Gerichte würde jedoch riskiert, dass bestimmte "lokale" Umstände, die zur Beurteilung zahlreicher Streitsachen von grosser Wichtigkeit sind, ignoriert werden.������-	Drei oder vier Gerichtsbezirke����Der Kanton könnte auch in drei oder vier Gerichtsbezirke für sämtliche Zivil- und Strafsachen unterteilt werden. Auf diese Weise bliebe die dezentralisierte Ausübung der Gerichtsbarkeit wenigstens teilweise gewährleistet.��������Die Bezirke könnten auf dieselbe Weise festgelegt werden, wie die "neuen" Verwaltungsbezirke, d.h. eventuell gemäss den unter II.3.c dieses Hefts aufgeführten Beispiele. Auf diese Weise würden sich die "neuen" Gerichtsbezirke mit den "neuen" Verwaltungsbezirken decken.��Die drei oder vier Gerichtsbezirke könnten in Anlehnung an die "neuen" Verwaltungsbezirke festgelegt werden.��

Diese Bezirke würden je nach der vorherrschenden Sprache als deutschsprachige oder französischsprachige Gerichtsbezirke ausgelegt sein. Es gäbe keine zweisprachigen Gerichtsbezirke. Als Verfahrenssprache käme jeweils die Sprache des betreffenden Bezirks zum Einsatz.��

Es gäbe keinen zweisprachigen Gerichtsbezirk mehr.��Für Angeklagte oder Beklagte, die ihren Wohnsitz in einer zweisprachigen Gemeinde haben oder deren Sprache nicht der im Normalfall im zuständigen Gerichtsbezirk vorherrschenden Sprache entspricht, wie zum Beispiel Freiburg für deutschsprachige Bürger, würde das Verfahren in ihrer Sprache geführt und ihre Angelegenheit in einem entsprechenden Bezirk beurteilt werden (im angeführten Beispiel also auf Deutsch in einem deutschsprachigen Gerichtsbezirk).��������Dieses System weist schon deshalb ein grosses Sparpotenzial auf, weil auf die Schaffung von französisch- und deutschsprachigen Sektionen innerhalb der Bezirksgerichte verzichtet werden könnte. Wie bei der Lösung mit einem einzigen Gerichtsbezirk könnte die Gerichtspraxis - wenn auch in geringerem Ausmass - bereits in erster Instanz vereinheitlicht werden. Somit böte dieses System auch den Vorteil, das Kantonsgericht zu entlasten, indem ein grosser Teil der zivil- und strafrechtlichen Angelegenheiten, die dieses (erneut) zu beurteilen hat, anderweitig entschieden würde.



Dieses System würde jedoch den Multikulturalismus der Gerichtsbehörden untergraben.



��





Dieses System würde den Multikulturalismus der Gerichtsbehörden der Gerichtsbezirke aushöhlen.��-	"Multikantonale" Gerichtsbezirke����Die neue Verfassung könnte eine Bestimmung enthalten, die es erlauben würde, mit bestimmten Regionen der angrenzenden Kantone gemeinsame Gerichtsbezirke zu schaffen.

��Die Möglichkeit, multikantonale Gerichtsbezirke zu bilden, könnte in der Verfassung verankert werden.��So sieht eine anlässlich der Abstimmung bezüglich der Justizreform vom 12. März 2000 angenommene Bestimmung der Bundesverfassung ausdrücklich vor, dass die Kantone gemeinsame Gerichtsbehörden schaffen können.

����������������Die anlässlich desselben Urnengangs beschlossene Vereinheitlichung der Zivil- und Strafprozessordnungen erlaubt es, die Organisation einer solcher Zusammenarbeit zu erleichtern.

��.������Daher die Fragen:��������Soll die Gliederung der gegenwärtigen Gerichtsbezirke geändert werden?��Frage Nr. 10������Soll die neue Verfassung eine Bestimmung enthalten, die es ermöglichen würde, zusammen mit bestimmten angrenzenden Kantonen die Schaffung gemeinsamer Gerichtsbezirke zu erwägen?��Frage Nr. 11������III.	die Gemeinden����1.	Die Ausgangslage��������Die Schweizer Gemeinden entsprechen in ihrer Struktur dem gängigsten Modell der dezentralisierten Verwaltungseinheit mit eigenen Befugnissen.



����Die Gemeinden sind Mittel der verwaltungstechnischen Dezentralisierung und Instrument der politischen Dezentralisierung zugleich. Da sie Aufgaben und öffentlichrechtliche Befugnisse für ein gegebenes Gebiet und eine gegebene Bevölkerung ausüben, sind sie jedoch mehr als eine einfache dezentralisierte Institution.

��Die Gemeinden sind Mittel der verwaltungstechnischen Dezentralisierung und Instrument der politischen Dezentralisierung zugleich��������������Auch sind sie mehr als eine einfache dezentralisierte Verwaltungsinstitution, da sie nicht dem Grundsatz der Spezialität unterstehen, sondern im Genuss einer allgemeinen Zuständigkeit sind, die es ihr erlaubt, bestimmte Tätigkeiten selbständig zu übernehmen oder einzuführen, sofern es sich dabei nicht um Tätigkeiten oder Aufgaben handelt, die dem Bund oder dem Kanton vorbehalten sind. Sie verfügen somit über eine allgemeine Kompetenzvermutung.��

Sie sind Träger einer allgemeine Kompetenzvermutung.������In der Schweiz bilden die Gemeinden öffentlichrechtliche Körperschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit, deren öffentliche Befugnisse sich auf das ihnen unterstehende Gebiet erstrecken. ��Die Gemeinden sind öffentlichrechtliche Körperschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit.����������In der Regel nehmen die Gemeinden folgende Aufgaben wahr:��������-	öffentliches Schulwesen für Primar- und Sekundarstufe (nachfolgend OS) (das pädagogische Leitbild ist Sache des Kantons)����-	Ortspolizei im weitesten Sinn (d.h. öffentliche Ordnung, Benutzung öffentlichen Eigentums, öffentliches Gesundheitswesen, Wirtschaftspolizei, Einwohnerkontrolle, Brandschutz,                  Zivilschutzorganisation, Baupolizei usw.)����-	Sozialfürsorge (Sozialhilfe)����-	Betreuungsstrukturen für Kinder im Vorschulalter ����-	lokale Raumordnung����-	Infrastruktur (Strassennetz, Kanalisationssystem, Zivilschutzbauten)����-	Umweltschutz, Abwasserklärung, Abfallbeseitigung����-	Wasser- und Stromversorgung����-	Sport- und Kulturveranstaltungen����-	interne Organisation (Bildung der Behörden und Bestellung des Personals)����-	Verwaltung des Gemeindevermögens (Gebäude, Grundstücke, Sportbauten, Schwimmbad, Eisbahn usw.)����-	Erteilung des Gemeindebürgerrechts��������In einer neuen Bestimmung der Bundesverfassung vom 18. April 1999 verpflichtet sich der Bund bezüglich der Gemeinden, bei seinem Handeln die möglichen Auswirkungen auf diese öffentlichen autonomen Gebietskörperschaften zu beachten. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass der Gesetzgeber es vorgezogen hat, die Kompetenz zur Definition des Begriffs der Gemeindeautonomie sowie ihre Gewährleistung auf kantonaler Ebene den Kantonen zu überlassen.��Die neue Bundesverfassung beachtet die möglichen Auswirkungen der Aktivitäten des Bundes auf die Gemeinden.��2.	Die Gemeindeorganisation����Die Organisation der Gemeinde beruht auf einem demokratischen System und trägt dem Grundsatz der Gewaltenteilung Rechnung. So weisen alle Freiburger Gemeinden eine Legislative und eine Exekutive sowie einen Verwaltungsapparat auf.

��Die Organisation der Gemeinde trägt dem Grundsatz der Gewaltenteilung Rechnung.��In diesem Zusammenhang sei auf die Existenz einer Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung hingewiesen, die von der Schweiz noch nicht unterzeichnet worden ist. Anlässlich der kantonalen Vernehmlassung erklärte der Kanton Freiburg einen Beitritt der Schweiz als wünschenswert, wobei insbesondere betont wurde, dass das von der Charta vorgesehene Konzept der kommunalen Selbstverwaltung für die Freiburger Gemeinden einen faktischen Rechtszustand konkretisieren würde.����3.	Die Grösse der Freiburger Gemeinden����Verglichen mit den Gebietskörperschaften anderer Länder verfügt die Schweizer Gemeinde über eine geringe durchschnittliche Fläche von rund 14,16 km2 sowie eine geringe mittlere Einwohnerzahl (2'443 Einwohner pro Gemeinde).��Die Schweizer Gemeinde verfügt über eine geringe durchschnittliche Fläche sowie eine geringe mittlere Einwohnerzahl. ������Bezüglich der mittleren Einwohnerzahl pro Gemeinde ergeben sich im interkantonalen Vergleich grosse Unterschiede. So weisen die stark urbanisierten Kantone Baselstadt, Genf, Zug bzw. Zürich eine durchschnittliche Einwohnerzahl pro Gemeinde von 63'502, 8'865, 8'774 bzw. 6'945 Einwohnern auf.  Auf der anderen Seite sind der Jura mit 831, Graubünden mit 874 und Freiburg mit 943 Einwohnern pro Gemeinde zu finden. Die Freiburger Gemeinde umfasst im Schnitt ein Gebiet von 6,8 km2. ��Die Freiburger Gemeinde umfasst im Schnitt ein Gebiet von 6,8 km2 für 943 Einwohner.������Es sei präzisiert, dass die geringe durchschnittliche Grösse der Freiburger Gemeinden in den vergangenen Jahren die Reformprioritäten auf Gemeindeebene bestimmt haben. Es sollen in erster Linie Bedingungen geschaffen werden, die den Reformen, die gegenwärtig durch die geringe Grösse der Strukturen behindert werden, zuträglich sind (Aufgabenteilung Finanzausgleich). Aus diesem Grund haben sich die politischen Behörden entschieden, der Förderung von Gemeindezusammenschlüssen Priorität einzuräumen.����a)	Schwierigkeiten, die sich aus der geringen Gemeindegrösse ergeben����Der Kanton Freiburg zählte per 31. Dezember 1999 noch 245 Gemeinden, die in sieben Verwaltungsbezirke aufgegliedert sind, und weist eine Gesamtbevölkerung von 231'600 Einwohnern auf. Während 65 % der Gemeinden weniger als 600 Einwohner zählen, wohnen 64 % der Bevölkerung in Gemeinden mit über 1'200 Einwohnern.��Die Grösse der Freiburger Gemeinden variiert zwischen 47 und 32'000 Einwohnern.

������Diese geringe Grösse bringt eine Reihe von Schwierigkeiten mit sich, von denen im Folgenden einige aufgeführt sind:��Die geringe Grösse der Gemeinden bringt Schwierigkeiten mit sich.������-	An erster Stelle ist das Problem der Kosten der Gemeindedienstleistungen zu nennen. Diesbezüglich ist häufig von Grössenvorteilen die Rede. In einer kleinen Gemeinde müssen die Gemeindeausgaben durch eine kleinere Zahl von Steuerzahlern und Einwohnern finanziert werden, was die Kosten der Leistung pro Einwohner erhöht. In der Tat enthalten die Kosten einer Dienstleistung in der Regel Fixkosten, welche unabhängig vom Volumen und der Anzahl der produzierten Einheiten anfallen.��������-	Aufgrund der geringen Gemeindegrösse müssen zahlreiche Aufgaben in Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden erfüllt werden. Da eine solche Zusammenarbeit zwangsläufig mit einer Übertragung von Gemeindekompetenzen an einen Gemeindeverband oder auf eine oder mehrere andere Gemeinden verbunden ist, wird sie vielerorts als eigentliches Demokratiedefizit empfunden. Als Verbandsmitglied müssen sich die Gemeinden finanziell an den durch den Verband verursachten Kosten beteiligen, ohne im Gegenzug über eine erhebliche Entscheidungsbefugnis innerhalb des betreffenden Verbands zu verfügen.��������-	Hinsichtlich der Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden ist anzumerken, dass der Staat gemäss dem Subsidiaritätsprinzip die Aufgaben erfüllt, die von den Gemeinden mangels ausreichender Kompetenz nicht wahrgenommen werden können, was eine bestimmte Grösse voraussetzt.��Die Gemeinden müssten in Zukunft ihre Fähigkeit zur Übernahme neuer Aufgaben unter Beweis stellen.

������-	Weiter sei auch auf die Schwierigkeit von Kleinstgemeinden hingewiesen, ihre Organe zu bestellen. In solchen Gemeinden ist die Zahl der Bürger, die für einen Gemeinderatssitz in Frage kommen, gering, wodurch sich der Ersatz der ausscheidenden Gemeinderäte schwierig gestaltet.��Für eine Reihe von Gemeinden gestaltet sich der Ersatz ausscheidender Gemeinderäte schwierig.

������-	Schliesslich ist hervorzuheben, dass die Bestimmungen des Gemeindegesetzes hinsichtlich des obligatorischen Ausstandes in den kleinsten Gemeinden unter bestimmten Umständen zu einer Lahmlegung des Gemeinderats führen kann. Dies ist dann der Fall, wenn mehrere Mitglieder des Gemeinderats in den Ausstand treten müssen.����b)	Gibt es eine ideale Grösse für die Freiburger Gemeinden?����Einer Reihe von Studien zufolge sollte der Umfang des öffentlichen Dienstleistungsangebotes in einem dezentralisierten politischen System eine minimale Grösse aufweisen (kritische Masse), da das Angebot sonst zu kostspielig und ineffizient ist. Zweck dieser Studien war es zu bestimmen, ab welcher Einwohnerzahl oder -dichte die zur Ausführung einer Aufgabe erforderliche Infrastruktur rentabel wird, ab welchen Werten sie optimal ist und an welchem Punkt die Sättigungsschwelle erreicht wird.��In einem dezentralisierten politischen System muss das öffentliche Dienstleistungsangebot einen minimalen Schwellenwert erreichen, da es sonst zu kostspielig ist.������Auch für den Kanton Freiburg ist seit 1971 eine Reihe von Studien unternommen worden, um die für eine effiziente Bewältigung der Gemeindeaufgaben erforderlichen Schwellenwerte zu berechnen.��������Die Studien ergaben verschiedene Schwellenwerte für die unterschiedlichen Bereiche: 1'000 Einwohner für eine effiziente Geschäftsführung, 900 bis 1'000 Einwohner für die Primarschule und 3'000 bis 5'000 Einwohner für andere Aufgaben. Weiter wurde geschätzt, dass eine Gemeinde zwischen 800 und 1’200 Einwohnern zählen muss, um unter Beibehaltung einer gesunden Finanzlage, d.h. sowohl unter Berücksichtigung der Steuerlasten als auch des Deckungsgrades der Verbindlichkeiten, ihren Verpflichtungen nachzukommen.��������In diesem Zusammenhang sind auch die Äusserungen des Bundesrates in seiner Stellungnahme vom 14. Dezember 1998 zu einem Postulat über die Aufteilung der Schweiz in politische Regionen zu erwähnen:��������Der Bundesrat verkennt nicht, dass die geringe Grösse mancher Kantone heute ein Problem darstellt, vor allem für den Vollzug der Bundespolitiken, aber auch für die Erfüllung der kantonalen Aufgaben (...).

����(...) Auf Bundesebene sieht das Projekt des Neuen Finanzausgleichs zwingende Instrumente für die Koordination unter den Kantonen vor und ist somit zugleich Test und Beitrag für die Herausbildung von Regionen.

����(...) Eine Gebietseinteilung der Schweiz in Regionen würde allerdings, wegen der ungenügenden Grösse zahlreicher unserer 3000 Gemeinden, eine Reform der kommunalen Strukturen erfordern (...).

��Eine Gebietseinteilung der Schweiz in Regionen würde eine Reform der kommunalen Strukturen erfordern.������Ein neuerer Ansatz der Universität Freiburg schlägt vor, zur neuen Gemeindeaufteilung die verfügbaren Daten von bereits institutionalisierten Bereichen der interkommunalen Zusammenarbeiten zu benutzen. Der Vorschlag geht von der Idee aus, dass bestehende interkommunale Räume, die sich decken, die Bildung von "Kernzonen" erlauben würden, welche als Perimeter für eine neue, aus dem Zusammenschluss von Partnergemeinden entstandene Gemeinde dienen könnten. Diese Methode lässt jedoch Lücken offen und sollte mit einer geschichtlichen und sozioökonomischen Analyse der in Hinblick auf einen Zusammenschluss untersuchten Regionalräume kombiniert werden. Den vorläufigen Ergebnissen der Studie zufolge sollte die Zahl der Gemeinden im Kanton Freiburg um 157 auf 88 gesenkt werden, um eine durchschnittliche Gemeindegrösse von 2'600 Einwohnern zu erreichen.��Einer neueren Studie zufolge sollte die Zahl der Gemeinden im Kanton Freiburg von 245 auf  88 reduziert werden.

������4.	Die Effizienz der interkommunalen Zusammenarbeit����a)	Ausgangslage����Aufgrund der sozioökonomischen Entwicklung sehen sich Zentrumsstädte und Agglomerationen zunehmend mit Aufgaben konfrontiert, welche die Kapazität der Gemeindepolitik übersteigen. Diese Aufgaben können von interkantonaler, ja sogar nationaler Tragweite sein.��Die Zentrumsstädte und Agglomerationen sehen sich mit Aufgaben konfrontiert, welche die Kapazität der Gemeindepolitik übersteigen.������Zusammen mit den Zentrumsgemeinden und den Agglomerationsgemeinden sowie mit dem Bund wollen sich die Kantone in paritätisch besetzten Arbeitsgruppen in Zukunft noch intensiver mit der Problematik der Stadt beschäftigen. Ein Zwischenbericht ist 1999 vorgelegt worden.��������Aufgrund der höheren Bevölkerungsdichte in den Städten machen sich die sozioökonomischen Probleme der modernen Gesellschaft in den Zentren stärker bemerkbar. Lösungen für diese Probleme erhofft sich die Bevölkerung oft aus den politischen Kreisen. Die Gemeinden, insbesondere die Städte, sind jedoch heute nicht mehr in der Lage, die entstandenen Probleme selbst und im Alleingang in den Griff zu bekommen. Der Ausweg aus dieser Situation liegt bei einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen den  Gemeinden, den Kantonen und dem Bund.��Lösungen für sozioökonomische Probleme der modernen Gesellschaft erhofft sich die Bevölkerung oft aus den politischen Kreisen.

��������������Mehrere Faktoren sprechen dafür, dass eine solche Arbeit unerlässlich ist: Die Rolle des Staates, das Wesen der politischen Programme und die Funktion der staatlichen und sozialen Akteure haben sich verändert, die Strukturen der Probleme und jene der Entscheidungen klaffen immer weiter auseinander und es wird immer schwieriger, die Grenzen zwischen der lokalen, der regionalen, der nationalen und der internationalen Politik zu ziehen. Auch hat die Entwicklung der Bundes- und Kantonsgesetzgebungen den Handlungsspielraum mancher Gemeinden verkleinert, so dass eine interkommunale Zusammenarbeit unumgänglich scheint.��







Die Entwicklung der Bundes- und Kantonsgesetzgebungen hat den Handlungsspielraum mancher Gemeinden verkleinert.





������Im bundesweiten Vergleich unterscheiden sich die Instrumente zur interkommunalen Zusammenarbeit von Kanton zu Kanton. In der Regel gründet die Schaffung solcher Übereinkünfte auf dem freien Willen der Gemeinden, gemeinsame Projekte zur Entwicklung innerhalb eines gegebenen Perimeters auszuarbeiten. Um diese Projekte umzusetzen, bestimmte Infrastrukturen gemeinsam zu verwalten oder eine Reihe von öffentlichen Dienstleistungen gemeinsam zu erbringen, müssen sich die Gemeinden deshalb oft auf Zeit oder dauerhaft zusammenschliessen. Im Kanton Bern kann diese interkommunale Zusammenarbeit gemäss des Gesetzes über die Gemeinden als Gemeindeverband, Vertragsverhältnis, öffentlichrechtliches Unternehmen (Anstalt) oder juristische Person des Privatrechts gestaltet werden. Dem Beispiel von Bern folgend ergänzen die Kantone heute ihre Gemeindegesetze oft mit Spezialbestimmungen zur Regelung der interkommunalen Zusammenarbeit.����b)	Der Kanton Freiburg����Im Kanton Freiburg wird das Problem der interkommunalen Zusammenarbeit im Gesetz über die Gemeinden aufgegriffen. Es stehen drei Formen der interkommunalen Zusammenarbeit zur Erfüllung von Aufgaben von gemeinsamem Interesse zur Auswahl:

��Im Kanton Freiburg sind zur Erfüllung von Aufgaben von öffentlichem Interesse vier Formen der interkommunalen Zusammenarbeit möglich.��-	die Regionalkonferenz,����-	die Gemeindeübereinkunft ;��������-	der Gemeindeverband.����Seit der 1995 erfolgten Annahme des Gesetzes über die Agglomerationen, das den Agglomerationen eine eigene rechtliche Struktur verleiht, können die Freiburger Gemeinden die interkommunale Zusammenarbeit auch in den Agglomerationen fördern.������������-	Die Regionalkonferenz����Die Regionalkonferenz ist ein neueres Instrument der interkommunalen Zusammenarbeit im Kanton Freiburg. Sie kann auf Ersuchen von mindestens zwei Gemeinden oder aus eigenem Entschluss durch den Oberamtmann einberufen werden. Jede Gemeinde muss vertreten sein. Die Regionalkonferenz kann Studienaufträge erteilen und Arbeitsgruppen einsetzen. Sie bildet in erster Linie eine Art Plattform zum Meinungsaustausch, ein Forum zur Lancierung der Mechanismen der interkantonalen Zusammenarbeit.��Die Regionalkonferenz muss dazu dienen, die Mechanismen der interkommunalen Zusammenarbeit zu lancieren.����������-	Die Gemeindeübereinkunft����Diese Form der Zusammenarbeit betrifft den Bereich der interkommunalen vertraglichen Beziehungen, die nicht darauf ausgerichtet sind, eine unabhängige juristische Trägerschaft zu schaffen.��Die Gemeindeübereinkunft bildet Gegenstand einer schriftlichen Vereinbarung.������Die Gemeindeübereinkunft bildet Gegenstand einer schriftlichen Vereinbarung und betrifft meist Bereiche wie Sozialhilfe, Primarschule und Brandschutz. Die zwischen den Gemeinden getroffene Übereinkunft muss zumindest den Zweck, die Organisation, die Gemeinde, welche die Buchhaltung führt, den Kostenverteiler, den Rechtsstand der Güter und die Auflösungsbedingungen festlegen.������������������������-	Der Gemeindeverband����Der Gemeindeverband ist eine öffentlichrechtliche Körperschaft, deren Mitglieder ausschliesslich Gemeinden sind. Der Kanton Freiburg zählt zur Zeit an die 100 Gemeindeverbände. Dem Gesetz über die Gemeinden zufolge ist dann ein Gemeindeverband zu schaffen, wenn die Zusammenarbeit erhebliche und dauerhafte Verpflichtungen bedingt. Dies ist oft bei der gemeinsamen Realisierung von Infrastrukturen der Fall (zum Beispiel Spitäler, Altersheime, Sekundarschulen, Kehrichtverbrennungs- und Kläranlagen usw.).������������Ferner sieht die kantonale Gesetzgebung diese Art der Zusammenarbeit für zahlreiche öffentliche Aufgaben ausdrücklich vor. Aufgrund einer vor ein paar Jahren erfolgten Revision des Freiburger Gemeindegesetzes ist es den Freiburger Gemeinden auch erlaubt, Mehrzweckverbände zu gründen. Dazu muss jedoch eine Verbindung, d.h. eine Verwandtschaft zwischen den Aufgaben, bestehen. Eine Motion, welche die Möglichkeit zur Gründung von Mehrzweckverbänden ohne Verbindung zwischen den Aufgaben ins Gemeindegesetz einbringen wollte, ist im November 1999 vom Grossen Rat abgelehnt worden.��Das Gemeindegesetz erlaubt die Gründung von Mehrzweckverbänden, sofern eine Verbindung zwischen den verschiedenen Aufgaben besteht

����������-	Die Agglomeration����Im Verlaufe der vergangenen Jahrzehnte hat sich die Wirtschaft immer mehr auf den tertiären Sektor verlagert, wodurch die Agglomeration zunehmend an Bedeutung gewonnen hat. Während 1930 nur 28,5 Prozent der Schweizer Bevölkerung in Agglomerationen lebte, erreichte dieser Anteil 1990 bereits 67,3 Prozent. Darüber hinaus hat sich durch die wachsende Globalisierung, die europäische Integration sowie die strukturelle Veränderung der Wirtschaft die Konkurrenz zwischen den europäischen Städten verschärft.��Durch die zunehmende Globalisierung, die europäische Integration sowie die strukturelle Veränderung der Wirtschaft hat sich die Konkurrenz zwischen den europäischen Städten verschärft.������Angesichts dieser Veränderungen hat der Kanton Freiburg beschlossen, ein zusätzliches Instrument zur interkommunalen Zusammenarbeit einzuführen, und zu diesem Zweck 1995 ein Gesetz über die Agglomerationen angenommen.��������Bei der Agglomeration handelt es sich um eine neue Art der interkommunalen Zusammenarbeit, die Gegenstand eines Spezialgesetzes ist. Von Interesse ist, dass der Kanton Freiburg bis heute der einzige Kanton mit einer diesbezüglichen Reglementierung ist, obwohl weithin anerkannt wird, dass diese Art der Zusammenarbeit den Ansprüchen der Zentrums- und angrenzenden Gemeinden gerecht wird. Schliesslich waren es die Städte und die spezifischen Probleme bezüglich ihrer Beziehungen zu ihren Randgemeinden, die den Prozess der Schaffung der Agglomeration als öffentlichrechtliche Körperschaft des kantonalen Rechts ins Rollen brachten. 

��Bei der Agglomeration handelt es sich um eine neue Art der interkommunalen Zusammenarbeit, die Gegenstand eines Spezialgesetzes ist.��Die Agglomeration bietet den oft kleineren stadtnahen Gemeinden wesentliche Vorteile. Insbesondere verleiht sie den Vorortgemeinden ein Mitspracherecht bei Entscheiden, welche die ganze Region betreffen. Somit ist die Rolle dieser Gemeinden nicht mehr auf die eines Satelliten der Zentrumsgemeinde beschränkt, wobei diese Satelliten in der Praxis oft besser gestellt sind als die Zentrumsgemeinde, da sie keine Zentrumslasten zu tragen haben.��Es geht darum, den Vorortgemeinden ein Mitspracherecht bei Entscheiden zu geben, welche die ganze Region betreffen.

������Die Schaffung der Agglomeration erfolgt auf Antrag der Gemeinderäte oder eines Zehntels der Stimmberechtigten von mindestens zwei Gemeinden, zu denen die Zentrumsgemeinde und eine an sie angrenzende Gemeinde gehören müssen. Der provisorische Perimeter der Agglomeration wird durch den Staatsrat festgelegt. Danach erarbeitet die konstituierende Versammlung, die sich aus den Vertretern der Gemeinden zusammensetzt, einen Statutenentwurf.��Der Staatsrat legt den provisorischen Perimeter der Agglomeration auf Antrag fest.��Dieser muss insbesondere den endgültigen Perimeter, die Aufgaben der Agglomeration und die für die Beiträge der Gemeinden massgeblichen Kriterien bestimmen. Grundsätzlich kann jede Aufgabe der Agglomeration übertragen werden, die Abgaben und Vorzugslasten bei den Gemeinden bzw. den Bürgern erheben, dagegen keine Steuern erheben kann.��������Die Gründung einer Agglomeration muss schliesslich von den Bürgern der betreffenden Gemeinden anlässlich eines Urnengangs bewilligt werden. Die Agglomeration kommt dann zustande, wenn der Statutenentwurf von der Mehrheit der stimmenden Bürger und der Gemeinden (doppelte Mehrheit) angenommen wird.

����5.	Die Verbesserung der existierenden Instrumente��������Aufgrund der Entwicklung der Gemeindeaufgaben und der geringen Grösse der traditionellen politischen Gemeinde sind zahlreiche Freiburger Gemeinden heute nicht mehr in der Lage, die örtlichen öffentlichen Dienstleistungen und Güter effizient und wirtschaftlich zu erbringen. Diese Tendenz macht sich insbesondere bei den aufwendigsten Aufgaben bemerkbar (OS, Alter- und Pflegeheim, Spitäler, Abfallentsorgung, Abwasser usw.). Aus diesem Grund haben die Freiburger öffentlichrechtlichen Körperschaften mit eigenen Befugnissen schon vor Jahren beschlossen, ihre Kräfte zu bündeln, so dass die interkommunale Zusammenarbeit in den vergangenen Jahren stark zugenommen hat. Diese Zusammenarbeit hat jedoch auch ihre Nachteile und Grenzen. Aus diesem Grund muss entschieden werden, ob die interkommunale Zusammenarbeit in Zukunft gefördert werden soll, wenn die Gemeinden aufgrund ihrer kleinen Grösse nicht in der Lage sind, eine oder mehrere Aufgaben alleine zu erfüllen. ��Die interkommunale Zusammenarbeit hat in den vergangenen Jahren stark zugenommen.













Sie hat jedoch auch ihre Grenzen und kann das Problem der geringen Grösse der Gemeinden nicht lösen.������Hinsichtlich des indirekten Finanzausgleichs, der heute im Kanton Freiburg zur Anwendung kommt, lautet die meist gehörte Kritik, dass es ungerecht sei, Gemeinden mit gesunden Finanzen stärker zur Kasse zu bitten, weil man sie so bestrafe, anstatt sie zu belohnen. Dem kann entgegengehalten werden, dass die finanzielle Lage einer Gemeinde nicht nur von einer guten Geschäftsführung, sondern auch von ihren Steuereinnahmen abhängt. Diesbezüglich bestehen grosse Unterscheide zwischen den Bezirken, die nur durch eine Umverteilung der Mittel ausgeglichen werden könnten, was notwendigerweise zu Lasten der finanziell besser gestellten Gemeinden gehen würde. Somit stehen erneut die Grösse und die Steuereinkünfte der Gemeinden sowie die Frage zur Diskussion, ob den Gemeinden, mit geringer Grösse und unzureichenden Steuereinkünften durch den interkommunalen Finanzausgleich geholfen werden soll.��Eine Umverteilung der Mittel ginge notwendigerweise zu Lasten der finanziell besser gestellten Gemeinden.

����������Hinsichtlich der Gemeindezusammenschlüsse hat das Parlament vor kurzem eine Reihe von Massnahmen getroffen, die den freiwilligen Zusammenschluss von Gemeinden beschleunigen sollen. Die Regierung hat ihren Willen zum Ausdruck gebracht, die Förderung solcher Zusammenschlüsse noch während 5 Jahren weiterzuführen. Langfristig kommen wir jedoch nicht darum herum, uns über das Schicksal der Gemeinden zu äussern, welche trotz der getroffenen Massnahmen keine ausreichende Grösse erreicht haben, und festzulegen, ob in Härtefällen eine Zwangsfusion angeordnet werden soll.��������Die Ziele der Aufgabenteilung können nur dann verwirklicht werden, wenn die Gemeinden auch in der Lage sind, ihre Rolle als Gemeinwesen mit Aufgaben allgemeiner Tragweite wahrzunehmen, d.h. unabhängig von ihrer    Grösse eine breit gefächerte Palette öffentlicher Dienstleistungen zu erbringen. Diesbezüglich erscheint die Erhöhung der Gemeindegrösse als unumgängliche Notwendigkeit. Sollten wir deshalb die Bereitstellung von Instrumenten erwägen, die das Erreichen dieses Ziels erlauben?



Es ist unbestreitbar, dass zur weiteren Optimierung der Gemeindeinstitutionen und Verstärkung der Gemeindeautonomie eine Reihe weiterer Optionen erforderlich sein wird, und wir über kurz oder lang die Prioritäten festlegen müssen, um das Weiterbestehen unserer Gemeindeinstitutionen zu gewährleisten.��Die Ziele der Aufgabenteilung können nur dann verwirklicht werden, wenn die Gemeinden auch in der Lage sind, ihre Rolle als Gemeinwesen mit Aufgaben allgemeiner Tragweite wahrzunehmen.������Daher die Fragen:��������Soll eine Verfassungsbestimmung geschaffen werden, die es erlauben würde, einen Zusammenschluss von Gemeinden unter bestimmten Umständen zu erzwingen?��Frage Nr. 12������Soll der Staat seine finanziellen Anstrengungen bezüglich der Förderung von freiwilligen Gemeindezusammenschlüssen intensivieren?��Frage Nr. 13������Soll anderenfalls für Härtefälle die Möglichkeit einer Zwangsfusion vorgesehen werden?��Frage Nr. 14������Wäre es angebracht, das Modell der finanziellen Solidarität zwischen den Gemeinden durch einen interkommunalen Finanzausgleich zu stärken, indem die finanziell besser gestellten Gemeinden stärker zur Kasse gebeten würden?��Frage Nr. 15������Soll die Möglichkeit der Förderung der interkommunalen Zusammenarbeit in einer Verfassungsbestimmung festgehalten werden?��Frage Nr. 16������Sollten bestimmte Aufgaben im Rahmen der Aufgabenteilung zwischen Staat und Gemeinden einzig den Gemeinden übertragen werden, die diese auch wahrnehmen können?��Frage Nr. 17��IV.	DIE rEgion: EIN NEUES KONZEPT����1.	Warum eine innovative Lösung?����Aus den oben stehenden Kapiteln geht hervor, dass die kantonalen Strukturen hinsichtlich der Gebietsaufteilung und der administrativen Tätigkeit sowie die Gemeindeordnung Schwachpunkte aufweisen - vor allem, weil sie mit dem Wandel im staatlichen Handeln nicht Schritt gehalten haben. Die Schwachpunkte betreffen folgende Bereiche:��Wie die Gemeindeordnung weisen auch die kantonalen Strukturen bestimmte Schwächen auf.������bei den Verwaltungsbezirken (s. II,3):��������Unklarheit des Verfassungsauftrags der Oberamtmänner im Verhältnis zum Wandel ihrer Aufgaben����Diskrepanz zwischen den bestehenden Strukturen und der Entwicklung des Kantons����im Verhältnis zu den modernen Mitteln oder neuen Verwaltungsressourcen ungeeignete Strukturen����bei der Gemeindeordnung (s. II,5)��������-	geringe Gemeindegrössen����-	Unterschiede bei den Finanzmitteln der Gemeinden����-	Komplexität der öffentlichen Aufgaben����-	steigende Tendenz der "Kantonalisierung" der öffentlichen Aufgaben.��������Deshalb wurde eine Reihe von Massnahmen wie die Förderung von Gemeindezusammenschlüssen, die Verstärkung der interkommunalen Zusammenarbeit und der Finanzausgleich eingeführt und bereits seit mehreren Jahren konsolidiert. Ohne die Wirksamkeit solcher Vorkehrungen in Zweifel zu ziehen, bleiben dennoch viele Kritiken und Fragen.

��Angesichts dieser Situation wurde eine Reihe von Massnahmen eingeführt und bereits seit mehreren Jahren konsolidiert.





��

Also ist es angezeigt, neue Konzepte wie beispielsweise "die Region" zu prüfen.��Es bleiben jedoch zahlreiche Kritiken bestehen, so dass sich die Prüfung neuer Konzepte aufdrängt.

��2.Das gegenwärtige Verständnis des Begriffs der Region����Der Begriff der Region bezieht sich heute in erster Linie auf die Geografie. Man könnte sie als Gebiet definieren, das aufgrund seiner natürlichen (Landschaft, Klima, Vegetation) oder menschlichen Gegebenheiten (Besiedelung, politische oder administrative Strukturen) eine Einheit bildet. Sie umfasst somit eine Gemeinschaft, deren gemeinsame Interessen in erster Linie wirtschaftlicher, daneben aber auch politischer und verwaltungstechnischer Natur sind und oft die nationalen und kantonalen Grenzen sprengen (vgl. z.B. die Oberrheinkonferenz - d.h. die "Regio basiliensis" oder "Le comité régional franco-genevois").��Der Begriff der Region bezieht sich heute in erster Linie auf die Geografie������������.��Im Gegensatz zum Ausland, speziell zu Frankreich, ist der Begriff der Region im Schweizer und Freiburger Recht nicht eindeutig. Je nach Aufgaben, die man der Region zuschreibt, und je nach Anwendung der Gesetze kann man sie bestenfalls als administrativen Bezirk betrachten. Das geht insbesondere aus dem Gesetz über die Wirtschaftsförderung hervor, demzufolge eine Region eine Gesamtheit von Gemeinden umfasst, die eine gewisse geografische, wirtschaftliche und kulturelle Einheit bilden. Die juristische Trägerschaft der Region ist der regionale Entwicklungsverband.

����Wir weisen in diesem Zusammenhang auf die Definition der Bergregionen gemäss Bundesgesetz über die Investitionshilfe für Berggebiete (HIG) hin. Der Begriff wird auch im Gesetz über den Fremdenverkehr verwendet: Dieses besagt, dass die Massnahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs regional zu erfolgen haben, wobei der Staatsrat festlegt, was als Region gilt.����3.	Das Konzept����a)	Ein Schritt zur Aufnahme der Region in die Verfassung����Die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden (Gemeindeverbände, Gemeindeübereinkünfte oder Agglomerationen - s.u. III, oben) hat in den letzten zehn Jahren zugenommen. So ist festzustellen, dass zahlreiche Aufgaben, die ursprünglich von den Gemeinden besorgt wurden, nun auf der übergeordneten Ebene der "Region" wahrgenommen werden. Das ist mit Nachteilen verbunden, die wir schon unter Ziffer III besprochen haben: im Wesentlichen Einbussen bei den Gemeindekompetenzen und der Gemeindeautonomie.

��Zahlreiche Aufgaben, die ursprünglich von den Gemeinden besorgt wurden, werden heute auf der übergeordneten Ebene der "Region" wahrgenommen.

��Sollte daher die Region "institutionalisiert" werden? Wenn ja, sollten ihre Hauptmerkmale in der Verfassung verankert werden.



Die rechtliche Stellung



Aus rechtlicher Sicht würde dies bedeuten, dass die wichtigsten öffentlichen Befugnisse den Regionen übertragen werden, wobei den Gemeinden die "restlichen" Befugnisse wie zum Beispiel das Bürgerrecht, die Verwaltung ihres Besitzes oder andere Aufgaben verblieben, die ihnen von der Region übertragen werden. Bei diesem Modell der Verwaltungsorganisation (s. II,2) würde die Region eine typische dezentralisierte Gebietskörperschaft mit eigenen Kompetenzen und die Gemeinde ein Verwaltungsbezirk der Region werden.��Sollte angesichts dieser Situation die Region "institutionalisiert" werden?









Dies würde bedeuten, dass die wichtigsten öffentlichen Befugnisse den Regionen übertragen werden, wobei den Gemeinden die "restlichen" Befugnisse verblieben







Die Region würde neben einer Verwaltung auch über eine Legislative und��Die Region würde über eigene Organe wie Legislative, Exekutive und Verwaltung verfügen, die von der Bevölkerung der "Region" gewählt würden. Die Gemeinden wären bei den Tätigkeiten der Region vertreten. Allerdings würden die Gemeinden nur noch über administrative Organe verfügen.��eine Exekutive verfügen, die von der Bevölkerung der "Region" gewählt würden.



Die Gemeinden würden über administrative Organe verfügen.��4.	Kriterien zur Festlegung der Regionen����a)	Die Grösse der Regionen��������Diese Frage ist zentral und in mancherlei Hinsicht heikel. Sollen "Grossregionen" geschaffen werden, die sich z.B. an den Grenzen der aktuellen Bezirke orientieren, oder "Kleinregionen", die sich z.B. an die Friedensgerichtskreise anlehnen? Auch hier möchten wir wieder Vor- und Nachteile vergleichen. Bei der ersten Option könnte man:��Sollen "Grossregionen" geschaffen werden, die sich z.B. an den Grenzen der aktuellen Bezirke��die Aufgaben zwischen Staat und "Region" konsequent und effizient verteilen;

einen institutionellen Rahmen schaffen, in dem die Entscheidungsträger und Zahler vertreten sind;��orientieren, oder "Kleinregionen", die sich z.B. an die Friedensgerichtskreise anlehnen?��ein besseres Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Sektoren des Kantonsgebiets herbeiführen;

wegen der Grössenvorteile qualitativ hochstehende Dienstleistungen kostengünstiger anbieten;

eine Schnittstelle für die Verwaltungstätigkeit des Staates schaffen, da die Regionen die Verwaltungsbezirke, Wahlkreise und anderen Einheiten bilden könnten.

��Die Bezirke könnten durch "Grossregionen" ersetzt werden. Dies ergäbe eine grössere Kohärenz der territorialen Strukturen.��Sie könnten also den bisherigen Bezirk ersetzen, was zu einer logischeren territorialen Gliederung führen könnte.������������Der grösste Nachteil bei der "Grossregion" besteht allerdings darin, dass die Bürger vom Entscheidungszentrum und dem Dienstleistungsangebot entfernt werden, was dem Grundsatz der Bürgernähe der Verwaltung widerspricht - ein Grundsatz, an dem unsere Bevölkerung hängt. Doch wird dieser Eindruck durch die Beibehaltung der Gemeinden etwas gemildert, die bei der Verwaltung der "Region" mitwirken und ein Dienstleistungsangebot haben.��Diese Option weist jedoch den Nachteil auf, dass die Bürger vom Entscheidungszentrum und dem Dienstleistungsangebot entfernt werden, was dem Grundsatz der Bürgernähe der Verwaltung widerspricht.������Für die andere Option gelten ähnliche Vor- und Nachteile - allerdings mit umgekehrten Vorzeichen.��Für die Option der "Kleinregionen" gelten ähnliche Vor- und Nachteile - allerdings mit umgekehrten Vorzeichen��Einteilung der Regionen

����Entscheidet man sich für die "Region", müssten in der neuen Verfassung ganz unabhängig von der Grösse der Regionen Mindestkriterien als Richtschnur für den Gesetzgeber (den Grossen Rat) oder die Exekutive festgelegt werden, wie die Einteilung der Regionen zu erfolgen hat.������.��Wir wollen hier keine Karte der Regionen zeichnen, sondern einige Leitlinien aufzeigen, nach denen das Gebiet neu gegliedert werden könnte. Dazu bieten sich zwei Systeme an: die "Kernzonen" und die "regionalen Entwicklungspole".��Zur Neueinteilung des Staatsgebietes scheinen zwei Systeme möglich zu sein: das System der "Kernzonen" und das der "regionalen Entwicklungspole".��-	"Kernzonen"����Die Methode der sogenannten Kernzonen ist relativ neu. Sie geht von den Zonen mit Gemeindedienstleistungen aus, welche die Wähler beibehalten wollen (eine ausführliche Beschreibung ist unter III.3.b, in fine, zu finden).��Die Methode der sogenannten Kernzonen geht von den Zonen mit Gemeindedienstleistungen aus, welche die Wähler beibehalten wollen. ������Zwar wurde diese Methode in erster Linie für die Gemeindefusionen entwickelt. Doch darüber hinaus sollte sie zur Abgrenzung einer Region für die Integration von Gemeindegebieten eingesetzt werden, die geschichtliche, geografische und sozioökonomische Gemeinsamkeiten aufweisen.��Diese Methode, die in erster Linie für die Gemeindefusionen entwickelt wurde, könnte auch zur Festlegung der Regionen eingesetzt werden.����������-	Der "regionale Pol"����Bei diesem Ansatz geht man eher von der Raumplanung und der städtischen Entwicklung des Kantons gemäss kantonalem Richtplan aus. Die Regionen könnten um die regionalen Pole oder Zentren geschaffen werden. Die Vorstudie von 1999 zur Revision des kantonalen Richtplans zählt acht regionale Zentren auf: Châtel-St-Denis, Tafers, Düdingen, Murten, Bulle, Romont, Estavayer-le-Lac und Freiburg. Damit würden die politisch-administrativen Strukturen auf die wirtschaftlichen Gegebenheiten ausgerichtet.��Beim Ansatz der regionalen Pole geht man eher von der Raumplanung und der städtischen Entwicklung des Kantons gemäss kantonalem Richtplan aus.��5.	Die Region: Pro und Kontra����Es sei vorweggeschickt, dass das skizzierte Konzept der Region eine grosse Bresche in unser traditionelles, weiter oben beschriebenes Kommunalsystem (vgl. I.2) schlagen würde, mit dem sich die Freiburgerinnen und Freiburger wie übrigens auch die meisten Schweizerinnen und Schweizer verbunden fühlen. Indem die Region die Gemeinde als bestimmende lokale Gebietskörperschaft ersetzen würde, würde die Rolle der Gemeinde unabhängig von ihrer Grösse stark eingeschränkt. Somit könnte ein solcher Schritt nicht ohne weiteres erfolgen.��Das skizzierte Konzept der Region würde eine grosse Bresche in unser traditionelles Kommunalsystem schlagen.



Die Rolle der Gemeinde würde stark eingeschränkt werden.����������Gerade im Kanton Freiburg mit seinen zahlreichen kleinen Gemeinden würde es dieses Konzept jedoch erlauben, die Aktivitäten der verschiedenen Regionen zu dynamisieren.��Doch dieses Konzept würde es erlauben, die Aktivitäten der verschiedenen Regionen zu dynamisieren.��

Indem die immer verstricktere interkommunale Zusammenarbeit durch das Konzept der Region ersetzt würde, könnte mehr Klarheit in die Aufteilung der Geschäftsführung zwischen Exekutive und Legislative gebracht und eine Kontrolle der Wählerschaft in ihrer Gesamtheit geschaffen werden.  Dies würde den allgemein als Demokratiedefizit bezeichneten Nachteil aufwiegen, der darin besteht, dass sich die Aktivitäten eines einmal gegründeten Gemeindeverbands sowohl der Aufsicht der Gemeindebehörden als auch jener der Bürgerinnen und Bürger entziehen. Auf kantonaler Ebene dürfte das Konzept der Region eine bessere Kohärenz bei der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Region gewährleisten. Und schliesslich stellt sich die Frage, ob die Bildung von starken Kantonsregionen nicht auch eine Vorbedingung zum möglichen Ausbau interkantonaler Strukturen, insbesondere der interkantonalen Zusammenarbeit im Rahmen der Europa-Diskussion, darstellt.��

Es dürfte das durch die Gründung von Gemeindeverbänden entstandene Demokratiedefizit aufwiegen.

Auf kantonaler Ebene dürfte es eine bessere Kohärenz bei der Aufgabenteilung zwischen Kanton und Region gewährleisten. Weiter würde es die Bildung starker Kantonsregionen erlauben.

����������Daher die Fragen:��������Sollte das unter IV.3.b beschriebene Konzept der Region in die Verfassung aufgenommen werden?��Frage Nr. 18������Falls ja, sollten diese Regionen:

a)	auf drei oder maximal vier begrenzt sein?

b)	ungefähr den gegenwärtigen Verwaltungsbezirken entsprechen?

c)	dem Modell der gegenwärtigen Friedensgerichtskreise entsprechen?��Frage Nr. 18a����������V.	die territorialen strukturen: welche lösungen sind zu bevorzugen?����In den vorangehenden Kapiteln sind Wege skizziert worden, wie die bestehenden kantonalen Strukturen angepasst oder verbessert werden könnten.��������Die wichtigste Bedingung für die Effizienz dieser Strukturen ist ihre Kohärenz. Es versteht sich von selbst, dass die meisten der vorgebrachten Vorschläge sich gegenseitig ausschliessen. Dies bedingt, dass die konsultierten Personen und Organismen ihre Präferenz angeben, indem Sie in die den nachfolgenden Optionen entsprechenden Felder jeweils eine "Note" von 1 bis 3 eintragen (1 = grosses Interesse, 2 = mittleres Interesse, 3 = schwaches Interesse). Die Antworten werden dem Verfassungsrat nützliche Anhaltspunkte geben.��Die wichtigste Bedingung für die Effizienz der präsentierten Strukturen ist ihre Kohärenz. Es versteht sich von selbst, dass die meisten der vorgebrachten Vorschläge sich gegenseitig ausschliessen. Aus diesem Grund müssen Prioritäten gesetzt werden.����������a) Allgemein:����Es sollte der Status quo mit etwaigen kleineren Anpassungen privilegiert werden. ��Optionen : (������b) Hinsichtlich der Bezirke:����Es sollte eine neue Einteilung der Bezirke erwogen werden.                        ����Die Zahl der Bezirke sollte gesenkt werden.

Es kann eine Auflösung der Bezirke erwogen werden.

Die Rolle der Bezirke als Zwischenorgane sollte "institutionalisiert" oder verstärkt werden (wird dieses Konzept eingeführt, so werden die Bezirke als solche aufgelöst).                     ������������c) Hinsichtlich der Gemeinden����Die Förderung von Gemeindezusammenschlüssen sollte privilegiert werden.����Die Instrumente zur interkommunalen Zusammenarbeit sollten verstärkt werden.                        ����Die Instrumente des interkommunalen Finanzausgleichs sollten verbessert werden.                          ������������d) Hinsichtlich der Region:����Das neue Konzept der Region als wichtigste dezentralisierte öffentlichrechtliche Körperschaft sollte in die Verfassung aufgenommen werden, wobei die Gemeinden mit bestimmten Aufgaben beizubehalten sind.                          ��������( Benutzen Sie für die Antworten bitte den beigelegten Fragebogen.����
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